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Geſetz- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


e, N, o a 


(Nr. 2509.) Verordnung über die anderweite Regulirung der Grundſteuer in der Provinz 
Poſen. Vom 14. Oktober 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Die Veranlagung der Rauchfangsſteuer in der Provinz Poſen, welche 
den dermaligen Vorſchriften gemäß nach der Anzahl der in den Gebaͤuden vor⸗ 
handenen Rauchfaͤnge erfolgt, hat viele begruͤndete Klagen veranlaßt, führt, 
ungeachtet des für die Provinz im Ganzen fehr mäßigen Betrages dieſer 
Steuer, durch die Art ihrer Vertheilung zu Ueberlaſtungen einzelner Steuer: 
pflichtigen, beſonders der geringeren Haus⸗ und Grundbeſitzer, hindert bei Par⸗ 
zellirungen die geſetzliche Steuer⸗Repartition, und hat in feuer- und baupolizei⸗ 
licher Hinſicht nachtheilige Folgen. 

Da nun dieſe Uebelſtaͤnde ſchon früher anerkannt, und zu deren Abſtel⸗ 
lung bereits in der Konſtitution von 1775. und in dem Patente vom 12. Fe⸗ 
bruar 1797. Anordnungen dahin getroffen worden ſind, daß eine Subreparti⸗ 
tion der nach der Rauchfangszahl berechneten Steuerſumme der Gemeinden nach 
Verhaͤltniß der Ländereien der Einſaſſen eintreten ſolle, fo haben Wir beſchloſ⸗ 
ſen, jene Verordnungen mit denjenigen Modifikationen, welche die jetzige allge⸗ 
meine Einrichtung des Abgabenweſens noͤthig macht, in allen denjenigen Theilen 
der Provinz Poſen, in denen die Rauchfangsſteuer zur Zeit erhoben wird, in 
Verbindung mit einer Regulirung der uͤbrigen Grundſteuern dieſer Landestheile, 
in Ausfuͤhrung zu bringen. 

Wir verordnen demnach, nach Anhoͤrung Unſerer getreuen Staͤnde der 
Provinz Poſen, auf den Antrag Unferes Staats⸗Miniſteriums, was folgt: 

§. 1. Die zur Zeit unter verſchiedenen Benennungen veranlagten 
Grundſteuern, namentlich die Dfiara der zu dieſer Abgabe verpflichteten adeligen, 
geiſtlichen und Kaͤmmereiguͤter, die ausgeſonderte Grundſteuer der verſchenkten, 
vormals ſtaroſteilichen und geiftlichen Güter, die Lehnpferdegelder, das subsidium 
eharitativum von den Gütern der Kirchen, Schulen, Hospitälern und milden 
Stiftungen, die neu regulirte Grundſteuer von veraͤußerten oder vererbpachteten 
Domainen⸗ und Forſtgrundſtuͤcken und endlich die Rauchfangsſteuer, werden 
mit dem in den ss. 14 bis 16 und 21. gemachten Vorbehalte ihrem jetzigen 
Betrage nach überall unverändert beibehalten, vom 1. Januar 1846. ab jedoch 
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a) fuͤr jede ſelbſtſtaͤndige, d. h. in keinem Kommunalverbande befindliche 
Beſitzung, namentlich für jedes oflarapfiichtige adelige, geiſtliche und 
Kaͤmmereigut, fuͤr jedes verſchenkte, vormals ſtaroſteiliche und geiſtliche, 
oder den Kirchen, Schulen, Hospitaͤlern und milden Stiftungen ges 
hoͤrige Gut, fuͤr jedes im Ganzen oder wenn auch mit Abzweigung 
einzelner Tbeile, doch ohne voͤllige Zerſchlagung veraͤußerte oder in 
Erbpacht gegebene Domainengut und endlich fuͤr die ſteuerpflichtigen 
Grundſtuͤcke jeder einzelnen Pfarr- oder Schullehrerſtelle, ſo wie 

b) für jede Stadt- und Landgemeinde 
in eine Summe zuſammengezogen, und kuͤnftig mit Wegfall der bisher fuͤr die 
einzelnen Gattungen dieſer Steuern uͤblich geweſenen beſonderen Bezeichnungen 
unter der allgemeinen Benennung „Grundſteuer“ erhoben. 

§. 2. Von der Grundſteuer eines in keinem Gemeindeverbande befind— 
lichen Guts iſt derjenige Steuerbetrag auszuſondern, welcher von den Geld— 
und Natural-Abgaben ſolcher Beſitzungen, die ſchon vor Regulirung der guts⸗ 
herrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe zu Eigenthums⸗, Erbzins- und Erbpachts⸗ 
rechten beſeſſen worden ſind, nach Ausweis der Luſtrationen berechnet, und in 
Folge c ge auf die abgabenpflichtigen Beſitzungen noch nicht über: 
gegangen iſt. 

Der ſolchergeſtalt ausgeſonderte Steuerbetrag iſt demnaͤchſt auf ſaͤmmt⸗ 
liche zur Zeit noch abgabepflichtige Beſitzungen der bezeichneten Art, ohne Unter⸗ 
ſchied, ob die davon zu entrichtenden Abgaben bei der Steuerveranlagung be⸗ 
ruͤckſichtigt worden find oder nicht, nach Verhaͤltniß des Werths dieſer Abga- 
ben, mit nachſtehender Maaßgabe zu vertheilen: 

a) diejenigen Beſitzungen, auf welche ein Steuerbetrag von weniger als 
einen Silbergroſchen fallen wuͤrde, bleiben von der Vertheilung ganz 
ausgeſchloſſen, und ſind von den anderen Beſitzungen zu uͤbertragen; 

b) keine Beſitzung darf mit einer den fuͤnften Theil ihres Rein-Ertrages 
überfteigenden Steuer, einſchließlich der darauf bereits ruhenden, be⸗ 
legt werden; der auf eine Beſitzung fallende Mehrbetrag iſt vielmehr 
der Grundſteuer des berechtigten Guts zuzuſchreiben oder zu belaſſen. 

Die Berechnung der von einem Gute im Ganzen zu entrichtenden Grund⸗ 
ſteuer, ſo wie des davon abzuſetzenden und auf die abgabepflichtigen Beſitzungen 
zu vertheilenden Steuerbetrages iſt jedem Gutsbeſitzer zum Anerkenntniß der 
Richtigkeit vorzulegen, auch uͤber die Vertheilung des zuletzt gedachten Steuer⸗ 
betrages jeder Inhaber einer abgabepflichtigen Beſitzung, nach naͤherer Beſtim⸗ 
en der dieferhalb von dem Finanz + Minifter zu ertheilenden Anweiſung, 
zu hören. 

$. 3. Der Beſitzer des berechtigten Guts muß den Inhabern der ab- 
en cen Beſitzungen fuͤr die auf letztere uͤbergegangenen Steuerbetraͤge 
einen verhaͤltnißmaͤßigen Theil der Abgaben erlaſſen. Findet eine Einigung hier⸗ 
uͤber nicht ſtatt, ſo ſteht jedem Intereſſenten frei, auf Entſcheidung der Regie⸗ 
rung anzutragen. Dieſe erfolgt auf Grund einer von dem Landrathe zu fuͤh⸗ 
renden Inſtruktion nach den Grundſaͤtzen der Abloͤſungs-Ordnung vom 7. Juni 
1821. Gegen die Entſcheidung der Regierung iſt binnen einer praͤkluſiviſchen 
Friſt von vier Wochen, welche vom Tage der den Betheiligten Mache 
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Bekanntmachung derſelben an zu berechnen iſt, der Rekurs an das Finanz⸗Mi⸗ 
niſterium zulaͤſſig, bei deſſen Feſtſetzung es bewendet. Bis die Sache durch 
Einigung der Parteien oder durch Entſcheidung zur Ausgleichung gelangt, ift, 
muß der Beſitzer des berechtigten Guts den Inhabern der verpflichteten Beſitzun⸗ 
gen die uͤbernommenen Steuerbetraͤge nach jedesmaliger Zahlung ſofort baar 
erſtatten, und kann dazu, auf Anrufen der Betheiligten, von dem Landrathe 
des Kreiſes im Wege adminiſtrativer Exekution angehalten werden. 

S. 4. Die Hypothekenbehoͤrden ſind verbunden, die auf den abgabe⸗ 
pflichtigen Beſitzungen eingetragenen Praͤſtationen inſoweit, als dieſe wegen Ueber⸗ 
nahme der Steuerbetraͤge ermaͤßigt worden, auf Grund eines Atteſtes der Re⸗ 
gierung ſtempel- und koſtenfrei zu loͤſchen. 

8. 5. Fuͤr die Steuerſumme, welche nach Abſetzung des auf die Älteren 
abgabepflichtigen Eigenthuͤmer fallenden Steuerbetrages ($. 2.) einem für ſich 
beſtehenden Gute zur Laſt bleibt, haften fortan alle Gebäude und Ländereien des 
Guts, einſchließlich der dazu gehörenden einer Fünftigen Regulirung der guts⸗ 
herrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe unterliegenden Laͤndereien, nach Verhaͤlt— 
niß ihres Rein-Ertrages. 

§. 6. Die nach Vorſchrift der SS. 1. bis 5. für ſaͤmmtliche in keinem 
Gemeinde-Verbande befindliche Güter eines Kreiſes feſtgeſtellten Steuerſummen 
find nach der von dem Finanz: Minifter zu ertheilenden Anweiſung in ein Kreis: 
Kataſter einzutragen, und muͤſſen fortan in monatlichen Raten an die Koͤnigliche 
Empfangskaſſe abgefuͤhrt werden. 

Die auf die abgabepflichtigen Beſitzungen uͤbergegangenen Steuerbetraͤge 
werden dagegen der nach §. I b. ermittelten Grundſteuerſumme der betreffenden 
Stadt: oder Landgemeinde zugerechnet. 

§. 7. Die nach den SS. 1. und 6. für jede Stadt- oder Landgemeinde 
ermittelte Hauptſumme der Grundſteuer bildet kuͤnftig ein der Gemeinde oblie⸗ 
gendes Kontingent. 

Wenn die Vereinigung der bisher einer abgeſonderten Beſteuerung unter: 
worfenen Vorſtaͤdte mit der Stadt oder der Anſchluß der bei Zerſtuͤckelung von 
Domainenguͤtern neu entſtandenen baͤuerlichen Nahrungen an eine andere ſchon 
beſtehende Gemeinde nach dem Ermeſſen der Regierung zu erheblichen Mißver⸗ 
hältniffen führen würde, fo koͤnnen ſolche fernerhin abgeſondert bleiben und ein 
eignes Grundſteuer-Kontingent bilden. f 

$. 8. Das Steuerkontingent jeder Stadtgemeinde wird nach Anleitung 
einer von dem Finanz-Miniſter zu ertheilenden Anweiſung auf ſaͤmmtliche inner⸗ 
halb des Stadtbezirks (der Stadt⸗Feldmark) belegene, zu dem Gemeinde⸗Ver⸗ 
bande gehörige ſteuerpflichtige Ländereien und Gebaͤude, nach Verhaͤltniß der 
Ertragsfaͤhigkeit vertheilt. 

Wahrend der erſten zehn Jahre ſoll jedoch keine bisher ſteuerpflichtig 
geweſene Beſitzung mit einem hoͤhern, als dem doppelten Betrage derjenigen 
Steuerſumme belegt werden, welche darauf einſchließlich der nach §. 2. etwa 
uͤbernommenen Grundſteuer von Praͤſtationen, vor der Steuervertheilung haftete. 

Desgleichen ſollen bisher ſteuerfreie Grundſtuͤcke, 3. B. Schauſpielhäuſer, 
Speicher u. ſ. w., in den erſten zehn Jahren nur die Halfte der nach Maaß⸗ 
gabe des Ertrages auf ſie treffenden Steuer zu entrichten haben. 
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§. 9. Das Steuerkontingent aller derjenigen Landgemeinden, in welchen 
die Regulirung der gutsherrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe ſtattgefunden 
hat, wird gleichfalls auf ſaͤmmtliche innerhalb des Ortsbezüks (der Orts-Feld— 
mark) belegene und zu dem Gemeindeverbande gehoͤrige ſteuer pflichtige Ländereien 
und Wohngebäude vertheilt. Hierbei wird jedes zur Bewohnung ganz oder 
theilweiſe eingerichtete Gebäude mit einer Hausſteuer von zwanzig Silbergrofihen 
belegt; von Wohngebäuden, welche weder zu einer Ackernahrung gehören, noch 
den gewoͤhnlichen Tageloͤhnerhaͤuſern gleichzuſtellen ſind, vielmehr einen hoͤheren 
Miethsertrag, als letztere, gewähren, wird jedoch die Hausſteuer, wie in den 
Städten, nach dem Miethswerthe berechnet. Zu dem nach Abzug der geſamm— 
ten Hausſteuer verbleibenden Betrage des Gemeindekontingents werden die vor— 
bezeichneten Ländereien nach einer von dem Finanz-Miniſter zu ertheilenden An— 
weiſung nach Verhaͤltniß ihrer Ertragsfaͤhigkeit herangezogen. 

Waͤhrend der erſten zehn Jahre ſoll aber auch in den Landgemeinden 
keine bisher ſteuerpflichtig geweſene Beſitzung mit einem hoͤheren als dem dop— 
pelten Betrage derjenigen Steuerſumme belegt werden, welche darauf, einſchließ— 
lich der nach §. 2. etwa übernommenen Grundſteuer von Praͤſtationen, vor der 
Steuervertheilung haftete. 

§. 10. Die Stadt- und die im 5. 9 bezeichneten Landgemeinden bleiben 
verpflichtet, die neu veranlagte Grundſteuer nach dem fuͤr jede Gemeinde anzu— 
legenden Gemeinde-Kataſter und den danach aufzuſtellenden Heberollen zu erhe— 
ben, und ungekuͤrzt an die Königlichen Empfangsfaffen in monatlichen Raten 
abzuliefern. Ausfallende Steuerbetraͤge muͤſſen, ſoweit nicht anderweite Fonds 
zu deren Deckung vorhanden ſind, durch Wiederumlagen auf die uͤbrigen Grund— 
beſitzer der Gemeinde aufgebracht werden. 

§. 11. In den Landgemeinden, in welchen die Regulirung der gutsherr— 
lichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe noch nicht ſtattgefunden hat, wird die Ver: 
theilung des Steuerkontingents erſt nach erfolgter Regulirung jener Verhaͤlt— 
niſſe in der im §. 9. vorgeſchriebenen Art bewirkt. Bis dahin bleibt jede Be: 
ſitzung für den Steuerbetrag, welcher gegenwaͤrtig darauf ruhet, und nach S. 2. 
a 55 gelegt wird, imgleichen fuͤr etwaige ſpaͤtere Steuerzugaͤnge, allein 
verhaftet. 

5 130255 Steuer iſt auch in ſolchen Gemeinden fortan in monatlichen Raten 
abzufuͤhren. 

f §. 12. Wenn der Beſitzer eines Guts und die zu demſelben gehörenden 
regulirungsfaͤhigen Wirthe ſich wegen der nach §. 5. auf dem Gute haftenden 
Steuerſumme vor Regulirung der gutsherrlichen und baͤuerlichen Veryaͤltniſſe 
auseinanderſetzen, und die regulirungsfaͤhigen Wirthe einen angemeſſenen Theil 
jener Steuerſumme auf die einer kuͤnftigen Regulirung unterliegenden Laͤndereien 
ſofort uͤbernehmen wollen, ſo kann dies unter Genehmigung der Regierung be— 
wirkt, und das Steuerkontingent der Gemeinde nach der Vorſchrift §. 9. ſofort 
vertheilt werden. 

§. 13. Von der Beſteuerung ſind befreit: 

a) alle dem Staate, der Provinz, den Kreiſen oder den Gemeinden ger 
hörige Grundſtuͤcke, inſofern fie zu einem Öffentlichen Dienſte oder Ges 
brauche beſtimmt find, inſonderheit alſo: | 

1) alle 


1) alle Gaſſen, Plaͤtze, Brücken, Land- und Heerſtraßen, öffentliche 
Fahr⸗ und Fußwege, Stroͤme, Fluͤſſe, Baͤche, Brunnen, ſchiffbare 
Kanaͤle, Werfte, Ablagen, Feſtungswerke, Exerzierplaͤtze, Kirchhoͤfe, 
Begraͤbnißplaͤtze, Spaziergaͤnge und botaniſche Gärten, bei denen 
die obigen Bedingungen vorhanden ſind; ferner die dem Staate, 
der Provinz, den Kreiſen oder Gemeinden gehoͤrigen, lediglich zur 
Bepflanzung oͤffentlicher Plaͤtze, Straßen und Anlagen beſtimmten 
Baumſchulen, jo wie die lediglich zur Uferbefeſtigung öffentlicher 
Stroͤme oder Fluͤſſe dienenden Weidenpflanzungen; 

2) Koͤnigliche Schloͤſſer und alle dem Staate, der Provinz, dem land⸗ 
ſchaftlichen Kreditvereine, den Kreiſen oder den Gemeinden gehoͤ— 
rige Gebäude, inſofern fie zum Gebrauche oͤffentlicher Behoͤrden 
oder zu Dienſtwohnungen der Beamten beſtimmt find, als: Miliz 
tair-, Regierungs-, Polizei-, Steuer- und Poſtverwaltungsgebaͤude, 
Kreis- und Gemeindehaͤuſer, nebſt den zu dieſen Gebäuden gehoͤ— 
rigen, mit ihnen in derſelben Befriedigung belegenen Hofraͤumen 
und Gaͤrten; 

Kirchen, Kapellen und andere dem oͤffentlichen Gottesdienſte gewidmete 
Gebäude, oͤffentliche Bibliotheken und Muſeen, Univerfitäts-, Seminar: 
und alle andere zum oͤffentlichen Unterrichte beſtimmte Gebaͤude, oͤffent— 
liche Armen- und Krankenhaͤuſer, Beſſerungs-, Aufbewahrungs-, Ge⸗ 
faͤngniß-⸗ und Straf-Anſtalten, nebſt den zu dieſen Gebäuden ger 
hoͤrigen, mit ihnen in derſelben Befriedigung belegenen Hofraͤumen 
und Gaͤrten; 

diejenigen zur Dotation eines Kirchenamts oder einer Schulſtelle ge— 

hörigen Dienſtgrundſtuͤcke, welche nach den dieſerhalb beſtehenden bes 

ſondern Verordnungen auf Steuer⸗-Immunitaͤt Anſpruch haben; 

die im alleinigen Eigenthume des Staats befindlichen Domainen- und 

Forſtgrundſtuͤcke. 

$. 14. Die auf den im S. 13. bezeichneten Gebäuden und Laͤndereien 
zur Zeit noch ruhenden Steuerbetraͤge werden von der nach 8. 1. berechneten 
Grundſteuer abgeſetzt. ü 

Die Abſetzung erfolgt ſofort, wenn die Steuer aus einer Koͤniglichen, 
Provinzial⸗, Landſchafts-, Kreis- oder Kommunalkaſſe, oder von Geiſtlichen oder 
Schullehrern gezahlt wird, oder fuͤr die vorgenannten Kaſſen oder Perſonen 
von dem Zeitpächter des ſteuerfrei zu ſtellenden Grundſtuͤcks uͤbernommen iſt. 
Wird die Steuer dagegen von einem andern Nutznießer entrichtet, ſo erfolgt 
die Abſetzung erſt nach Beendigung des Nutzungsrechts. ; 

Die Zeitpaͤchter, welche neben dem Pachtzinſe die Entrichtung des auf 
dem gepachteten Grundſtuͤcke ruhenden Steuerbetrages ohne Vorbehalt eines 
Anſpruchs auf Erſtattung uͤbernommen haben, und durch die vorſtehende Be⸗ 
ſtimmung von ihrer Verpflichtung entbunden werden, muͤſſen ſich einer dem 
Betrage der Steuer gleichkommenden Erhoͤhung des Pachtzinſes unterwerfen. 

Eben ſo findet auch kuͤnftig, wenn bei beſteuerten Laͤndereien oder Ge⸗ 
baͤuden die Bedingungen der Steuerfreiheit nach §. 13. zu a. b. und d. ein: 
treten, jederzeit eine entſprechende Verminderung der Steuerſumme ($. 5.) oder 
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des Kontingents (S. 7.) ſtatt, worin die für jene Ländereien oder Gebäude zu 
entrichtende Grundſteuer begriffen war. 

8. 15. Werden Domainen⸗ oder Forſtgrundſtuͤcke (S. 13. zu d) oder 
andere dem Staate gehörige Ländereien und Gebäude, die nach . 13. zu a. 
und b. von der Grundſteuer befreit find, veräußert, und einer Stadt oder 
Landgemeinde, in welcher die Vertheilung des Steuerkontingents nach §. 8. und 
9. bereits erfolgt iſt, zugelegt, ſo wird die dieſen Grundſtuͤcken aufzuerlegende 
Grund⸗ oder Hausſteuer in demſelben Verhaͤltniſſe zu dem Ertrage feſtgeſtellt, 
nach welchem die zu der Gemeinde gehoͤrenden Beſitzungen bei Vertheilung des 
Gemeinde⸗Steuerkontingents herangezogen worden find. In allen anderen 
Faͤllen wird die den veraͤußerten Grundſtuͤcken aufzuerlegende Steuer nach der 
Vorſchrift im §. 5. des Abgabengeſetzes vom 30. Mai 1820., und zwar zu dem 
ſechsten Theile des Rein-Ertrages berechnet. 

Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen ermittelte Grund- oder Haus: 
ſteuer der veraͤußerten Grundſtuͤcke wird dem Steuerkontingente der betreffenden 
Gemeinde oder der Steuerſumme des betreffenden Guts zugeſetzt, oder aber, 
wenn das veraͤußerte Grundſtuͤck ein zu keinem Gemeindeverbande gehoͤrendes 
ſelbſtſtaͤndiges ſteuerpflichtiges Gut wird, auf ein beſonderes Folium des Kreis— 
Kataſters eingetragen, oder endlich, wenn bei der Zerſtuͤckelung eines Domainen— 
guts ꝛc. aus den neuen ſteuerpflichtigen Beſitzungen eine eigene Steuergemeinde 
gebildet wird, als beſonderes Steuerkontingent der letzteren behandelt. 

§. 16. Dieſelben Grundſaͤtze (S. 15.) kommen zur Anwendung, wenn 
Grundſtuͤcke der Provinz, des landſchaftlichen Kreditvereins, der Kreiſe oder der 
Gemeinden, oder Dotalguͤter der Kirchenaͤmter und Schulſtellen, welche nach 
den Beſtimmungen im $. 13. zu a. b. und c. die Steuerfreiheit genießen, in 
Bin: Privatbeſitz übergehen, oder aus anderen Gründen die Steuerfreiheit 
verlieren. 

$. 17. Andere Veraͤnderungen in den Beſitz- und Nutzungsverhaͤlt— 
niſſen der ſteuerbaren Gegenſtaͤnde, als die in den 88. 15. und 16. bezeichneten, 
ſollen eine Vermehrung oder Verminderung der im Ganzen zur Staatskaſſe 
fließenden Steuerſumme vom 1. Januar 1846. ab nicht weiter zur Folge haben. 

Auch kann eine Vermehrung oder Verminderung der Steuerſumme 
eines für ſich beſtehenden Guts, imgleichen des Steuerkontingents einer Stadt: 
oder Landgemeinde, durch ſolche Veraͤnderungen, welche innerhalb des Guts— 
oder Gemeindebezirks in den Beſitz- und Nutzungsverhaͤltniſſen der ſteuerbaren 
Gegenſtaͤnde eintreten, kuͤnftig nur allein noch in dem Falle herbeigeführt 
ee wenn eine Regulirung der gutsherrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe 
erfolgt. 

S. 18. Die Zugänge an ſteuerbaren Gegenſtaͤnden der im 8. 17. be⸗ 
zeichneten Art, insbeſondere die Zugänge an neu erbauten Gebäuden, werden in 
den Gemeinden, in denen die Vertheilung des Steuerkontingents nach den 
Vorſchriften der §s. 8. und 9. ſtattgefunden hat, nach demſelben Verhaͤltniſſe 
beſteuert, nach welchem die zu der betreffenden Gemeinde gehoͤrigen Beſitzungen 
zur Aufbringung des Gemeinde⸗Steuerkontingents herangezogen worden find. 
Die hierdurch erzielten Ueberſchuͤſſe über das Kontingent fließen zur Gemeinde⸗ 
Kaffe. Neu erbaute Gebaͤude dürfen jedoch in den vorgedachten e und 
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Landgemeinden erſt mit dem Beginn des dritten Jahres, nachdem ſie bewohnbar 
geworden ſind, zur Steuer herangezogen werden. 

Wenn ſteuerbare Gegenſtaͤnde untergehen, Iupbelanhete wenn befteuerte 
Gebaͤude abgebrochen, oder durch Feuer 2c. gaͤnzlich zerſtoͤrt werden, fo wird die 
darauf ruhende Steuer von dem Steuerbetrage des Beſitzers abgeſetzt Die 
hierdurch entſtehenden Ausfälle muͤſſen, ſoweit der Remiſſionsfonds keine Huͤlfe 
gewaͤhrt, aus der Gemeindekaſſe oder, bei deren Unzulaͤnglichkeit, durch Wieder⸗ 
umlagen gedeckt werden. N 

$. 19. So lange das Steuerkontingent einer Gemeinde noch nicht nach 
den Vorſchriften SS. 8. und 9. vertheilt worden iſt, werden die im §. 17. be⸗ 
zeichneten Zugaͤnge an ſteuerbaren Gegenſtaͤnden nach den Steuerſaͤtzen, welche 
bisher in der Gemeinde beſtanden haben, zur Grundſteuer herangezogen. Eben 
fo wird bei Abgaͤngen an ſteuerbaren Gegenſtaͤnden, mit Ruͤckſicht auf die durch 
das beſonders erlaſſene Remiſſions⸗Reglement begruͤndeten Maaßgaben, nach den 
bisher in Anwendung gekommenen Beſtimmungen verfahren. Die Verminde⸗ 
rung oder Vermehrung der Rauchfaͤnge, imgleichen die Errichtung eines neuen 
Gebaͤudes an der Stelle eines fruͤher vorhanden geweſenen, ſoll jedoch vom 
1. Januar 1846. ab eine Veraͤnderung des Steuerbetrages der Beſitzung nicht 
herbeifuͤhren. Auch ſoll wegen Errichtung neuer Wohngebaͤude auf bisher un⸗ 
bebauten Plaͤtzen vom 1. Januar 1846. ab nur eine dem ortsuͤblichen einfachen 
Rauchfangsſteuerſatze entſprechende Beſteuerung eintreten. 

Aus den Steuerzugaͤngen ſind zunaͤchſt die Steuerabgaͤnge und ſonſtigen 
Ausfaͤlle zu decken, die alsdann noch verbleibenden Ueberſchuͤſſe uͤber das Kon⸗ 
tingent aber zur Erleichterung der am meiſten belaſteten kleinen Beſitzer zu 
verwenden. 

$. 20. Das nach S. A. des Geſetzes über die Einrichtung des Abgaben⸗ 
weſens vom 30. Mai 1820. den Grundbeſitzern eingeraͤumte Recht, eine Herab⸗ 
ſetzung der Grundſteuer bis auf den fuͤnften Theil des Reinertrages des ſteuer⸗ 
pflichtigen Grundſtuͤcks zu verlangen, verbleibt auch fernerhin den Beſitzern der 
in keinem Gemeindeverbande befindlichen Güter (S. 5.). Von den einzelnen 
Grundbeſitzern einer Stadt- oder Landgemeinde kann dieſes Recht fortan nicht 
mehr in Anſpruch genommen werden. Dagegen bleibt die Gemeinde befugt, 
eine Herabſetzung ihres geſammten Grundſteuerkontingents ($. 7.) bis zum fünf- 
ten Theile des Reinertrages ihrer ſaͤmmtlichen ertragsfaͤhigen Laͤndereien und 
Gebaͤude zu verlangen. Dieſes Recht kann jedoch erſt dann geltend gemacht 
werden, wenn das Grundſteuerkontingent der Gemeinde feſtgeſtellt, und nach den 
Vorſchriften der SS. 8. und 9. vertheilt worden iſt. Bis dahin kann der Fi⸗ 
nanzminiſter einzelnen uͤberbuͤrdeten Gemeinden oder Grundbeſitzern einen zeit⸗ 
weiſen Erlaß gewaͤhren. N 

Der Finanzminiſter wird erforderlichen Falls naͤhere Vorſchriften uͤber 
die Behandlung der auf den §. 4. des Abgabengeſetzes vom 30. Mai 1820. 
gegruͤndeten Reklamationen ertheilen. a 

§. 21. Remiſſionen wegen außerordentlicher Ungluͤcksfaͤlle finden nach 
den Vorſchriften des beſonders erlaſſenen Remiſſions- Reglements ſtatt. 

Die Steuer von neuen Bauanlagen, welche ſchon vor Publikation dieſer 
Verordnung ausgefuͤhrt ſind, wird bis zum Ablauf der Freijahre auf den 11 

(Fr. 2509.) miſ⸗ 
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miſſionsfonds uͤbernommen, wogegen der volle Rauchfangsſteuerbetrag dem Kon⸗ 
tingente der Gemeinde, oder der von einem fuͤr ſich beſtehenden Gute zu ent⸗ 
richtenden Steuerſumme zuzurechnen iſt. 

Schließlich behalten Wir Uns vor, einzelnen Stadt- und Landgemein⸗ 
den, in denen die Entrichtung der vollen, nach den Vorſchriften 155 Verord⸗ 
nung zu entrichtenden Steuer eine unverhaͤltnißmaͤßige Belaſtung herbeiführen 
ſollte, nach naͤherer Pruͤfung auf den Vorſchlag des Finanzminiſters einen Theil 
der Grundſteuer auf kuͤrzere oder längere Zeitfriſten zu erlaſſen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 14. Oktober 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. Rother. Eichhorn. v. Thile v. Savigny. 


Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. Gr. d. Arnim. 
Flottwell. Uhden. 


(Nr. 2510.) 


(No. 2510.) Grundſteuer⸗Remiſſionsreglement für die Provinz Poſen. Vom 14. Oktober 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ıc. ıc. 


Nachdem Wir durch Unſere Verordnung vom heutigen Tage wegen ander⸗ 
weiter Regulirung der Grundſteuern in der Provinz Poſen die Beſtimmung 
getroffen haben, daß dieſe Abgaben mit Aufhebung ihrer bisherigen verſchiedenen 
Bezeichnungen fuͤr die einzelnen außer dem Gemeindeverbande befindlichen Guͤ⸗ 
ter, imgleichen fuͤr jede Stadt⸗ und Landgemeinde, unter dem gemeinſamen Na⸗ 
men „Grundſteuer“ in eine Steuerſumme oder ein feſtſtehendes Kontingent 
zuſammengezogen werden ſollen, haben Wir fuͤr nothwendig gefunden, die bis⸗ 
herigen Vorſchriften uͤber das Grundſteuer⸗Remiſſionsweſen, insbeſondere das 
zur Zeit des vormaligen Herzogthums Warſchau ergangene Dekret vom 
19ten Dezember 1810. fener neuen Einrichtung anzupaſſen, und verordnen dem⸗ 
nach wie folgt: 

8. 1. In den Theilen der Provinz Poſen, auf welche die Eingangs !. Fälle, in de⸗ 
gedachte Verordnung ſich bezieht, wird den außer dem Gemeindeverbande befind⸗ en 
lichen Gütern, fo wie den zu einer Land⸗ oder Stadtgemeinde gehörenden Be⸗ fionen Rattfine 
ſitzungen ein Grundſteuererlaß fortan bewilligt, wenn a 

a) durch Brandſchaden, 

b) durch Sturm, 

e) durch Hagelſchlag, i 

d) durch Ueberſchwemmung * 
an den Wohn- und Wirthſchaftsgebaͤuden, wirthſchaftlichen Vorraͤthen, todten 
und lebenden Inventarienſtuͤcken, ſteuerbaren Laͤndereien oder deren Fruͤchten 
ein Verluſt entfteht, der im Ganzen mindeſtens zwei Drittheile des durch⸗ 
ſchnittlichen Jahresertrages der Beſitzung erreicht. 

Die auf der Befisung haftende Grundſteuer wird alsdann fuͤr ein halbes 
Jahr, in dem Falle aber, wenn der Verluſt dem durchſchnittlichen Jahresertrage 
der Beſitzung gleichkommt, oder ſolchen uͤberſteigt, fuͤr ein ganzes Jahr erlaſſen. 

§. 2. Wird im Laufe des Kalenderjahres, in welchem bereits ein nach 
§. 1. zur Remiſſion geeigneter Ungluͤcksfall vorgekommen iſt, dieſelbe Beſitzung 
von einem ferneren Unglüͤcksfalle betroffen, fo kann des halb eine Remiſſion nur 
in fo weit in Anſpruch genommen werden, als der für das frühere Ereigniß 
bewilligte Steuererlaß nicht ſchon den hoͤchſten überhaupt zuläffigen Betrag, 

d. h. die Befreiung von der Jahresſteuer, erreicht hat. 

§. 3. Die im Kataſter auf einem Folium verzeichneten Gebaͤude und 
Ländereien, werden als eine Beſitzung (8. 1.) betrachtet. Sind die einem 
Steuerpflichtigen innerhalb deſſelben Ortsbezirks gehörigen Gebäude und Laͤn⸗ 
dereien auf verſchiedenen Folien verzeichnet, ſo wird der Verluſt und der Jah⸗ 
resertrag für jede Beſitzung (für jedes Folium) beſonders ermittelt, und nach 
dem Ergebniſſe dieſer Ermittelung fuͤr jede einzelne Beſitzung uͤber den Steuer⸗ 
erlaß entſchieden. 

Jahrgang 184. (Nr, 2310.) a 88 §. 4. 


II. Verfahren 


bei Feſtſtellung 
der Remiſſions⸗ 
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$. 4. Ein beſonderer Steuererlaß wird bewilligt, wenn ſteuerbare Gebäude, 
welche zu einer Land⸗ oder Stadtgemeinde gehoͤren, durch Feuer vernichtet, oder 
zur Verhuͤtung der weiteren Verbreitung des Feuers abgebrochen, oder in dem 
einen oder andern Falle bis zur Unbrauchbarkeit beſchaͤdigt worden ſind. 
In denjenigen Gemeinden, in welchen das Steuer⸗Kontingent nach den 
Vorſchriften der SS. 8. und 9. der Verordnung wegen anderweiter Regulirung 
der Grundſteuer in der Provinz Poſen vertheilt worden iſt, wird der auf das 
vernichtete Gebaͤude fallende Beitrag zum Steuerkontingent bis dahin, daß 
das in Stelle des vernichteten Gebaͤudes wiederhergeſtellte zur Steuer herange⸗ 
zogen werden kann, erlaſſen, hoͤchſtens jedoch auf vier Jahre vom 1. Januar 
des auf den Brand folgenden Jahres. 5 
In den Landgemeinden, in welchen die Vertheilung des Steuerkontin⸗ 
gents noch nicht bewirkt worden iſt, wird fuͤr jedes in der bezeichneten Art 
vernichtete Wohngebaͤude ein Steuererlaß von jaͤhrlich Zwanzig Silbergroſchen 
auf 8 vom 1. Januar des auf den Brand folgenden Jahres gewaͤhrt. 
enn wegen Brandſchadens ein Steuererlaß nach 8. 1. eintritt, fo faͤllt 
waͤhrend deſſen Dauer der beſondere Erlaß der Gebaͤudeſteuer fort. Die Be⸗ 
willigung einer außerordentlichen Beihuͤlfe aus dem Remiſſionsfonds bleibt nach 
dem Ermeſſen des Finanzminiſters für ſolche durch bedeutende Braͤnde beſchaͤ⸗ 
digte Staͤdte und Doͤrfer vorbehalten, in denen die Wiederherſtellung eines 
großen Theils der ſteuerbaren Gebaͤude durch unverſchuldete Hinderniſſe derge⸗ 
ſtalt verzögert worden iſt, daß deren Beſteuerung nach Ablauf von vier Jah⸗ 
ren noch nicht erfolgen kann. | 
§. 5. Dem Finanzminiſter bleibt gleichfalls vorbehalten, eine Beihuͤlfe 
aus dem Remiſſionsfonds zu gewaͤhren, wenn in Folge eines erheblichen Vieh⸗ 
ſterbens die Einziehung des vollen Steuerkontingents die Leiſtungsfaͤhigkeit der 
Steuerpflichtigen gefaͤhrden wuͤrde. 8 f 
§. 6. Der Steuererlaß gebuͤhrt bei einzelnen, außer dem Gemeindever⸗ 
bande befindlichen Guͤtern dem Eigenthuͤmer, und wenn das Gut unter Se⸗ 
queſtration ſteht, der Sequeſtrationsmaſſe. Gehoͤrt das beſchaͤdigte Grundſtuͤck 
zu einer Stadt⸗ oder Landgemeinde, in der die Vertheilung des Steuerkon⸗ 
tingents bereits erfolgt iſt, ſo wird der Steuererlaß der betreffenden Gemeinde 
zu Theil; dieſe bleibt indeß verpflichtet, dem Beſchaͤdigten den vollen Betrag 
des Gerbe. an der zum Gemeindekontingent zu entrichtenden Steuer zu Gute 
u ſchreiben. 
f In den Landgemeinden, in welchen die Vertheilung des Steuerkontin⸗ 
gents nicht ſtattgefunden hat, wird der Steuererlaß dem beſchaͤdigten Beſitzer 
unmittelbar gewaͤhrt. 
$.7. Der Eigenthuͤmer der beſchaͤdigten Beſitzung, imgleichen der Kom⸗ 
munalvorſtand der betreffenden ſtaͤdtiſchen oder laͤndlichen Gemeinde, muß 
von dem eingetretenen Ungluͤcksfalle bei Verluſt des Anſpruchs auf Steuererlaß, 
a) ee Schaden durch Feuer oder Sturm zugefügt iſt, binnen 
acht Tagen, 
b) 175 8 durch Hagelſchlag oder Ueberſchwemmung entſtanden iſt, binnen 
rei Tagen, 
dem Landrathe Anzeige machen. © 
le⸗ 
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Dieſer iſt verpflichtet, den Schaden ſpaͤteſtens binnen acht Tagen nach 
erhaltener Anzeige an Ort und Stelle zu unterſuchen und feſt zu ſtellen. Bei 
den durch Ueberſchwemmung entſtandenen Schäden muß dies ſpaͤteſtens binnen 
acht Tagen nach dem Zeitpunkte geſchehen, von welchem an der Stand des 
Waſſers die Beſichtigung erlaubt. 
Die Magiſtraͤte der Staͤdte Poſen und Bromberg muͤſſen innerhalb der 
unter a. und b. bezeichneten Friſten den Ungluͤcksfall der Regierung anzeigen, 
welche auch die Unterſuchung des Schadens zu veranlaſſen hat. 
§. 8. Die Thatſache, daß Gebäude abgebrannt oder zur Hemmung A. geaſtelung 
einer Feuersbrunst vernichtet find, wird durch die Verhandlungen feſtgeſtellt, des Schadens. 
welche über die Entftehung des Feuers und den dadurch angerichteten Schaden, ie 
behufs Ermittelung der aus der Feuerkaſſe zu gewaͤhrenden Brandentſchaͤdigung Sturmſchä⸗ 
aufgenommen werden. = 
Bei Sturmſchaͤden ift eine beſondere Lokalbeſichtigung erforderlich. 
8. 9. Welche Wirthſchaftsvorraͤthe und Inventarienſtücke durch Feuer 
oder Sturm vernichtet oder beſchaͤdigt worden ſind, iſt mittelſt Vernehmung 
e durch Handſchlag an Eidesſtatt zu verpflichtender Perſonen zu 
erforſchen. 
$. 10. Der Werth der vernichteten oder beſchaͤdigten Gebäude, Vor⸗ 
raͤthe oder Inventarienſtuͤcke, ſo wie der durch die Vernichtung oder Beſchaͤdi⸗ 
gung derſelben entſtandene Schaden iſt, ſoweit ſolcher nicht bereits aus den im | 
§. S. bezeichneten Verhandlungen hervorgeht, durch Abhoͤrung unpartheiiſcher 
Sachverſtaͤndiger feſtzuſtellen. Hierzu ſind ſo viel als moͤglich ſolche Perſonen 
zu waͤhlen, welche von dem Vorfalle ſelbſt und von dem fruͤheren Zuſtande der 
beſchaͤdigten Gegenſtaͤnde genau unterrichtet find. 
Bei Feſtſtellung des Schadens an Gebaͤuden ſind die fuͤr deren Auf⸗ 
1 bei der Provinzial⸗Feuerſozietaͤt gefertigten Beſchreibungen zum Grunde 
zu legen. 5 i d 
§. 11. Die Ermittelung und Abſchaͤtzung des durch Hagelſchlag oder 2) Bei Hagel⸗ 
Ueberſchwemmung angerichteten Schadens bewirkt der Landrath, in den Staͤd⸗ e. 
ten Poſen und Bromberg aber der Kommiſſarius der Regierung, durch eine mung. 
oͤrtliche Beſichtigung, welche mit Zuziehung zweier unpartheifchen, durch Pand⸗ 
ſchlag an Eidesſtatt zu verpflichtenden Sachverſtaͤndigen vorzunehmen iſt. 
Der Betrag der Ausſaat iſt dabei aus den Saatregiſtern, oder, wo ſich 
dergleichen nicht vorfinden, durch Vernehmung glaubwuͤrdiger, von der Sache 
gehoͤrig unterrichteter Perſonen zu ermitteln. Sodann iſt der Betrag der ver⸗ 
nichteten Erzeugniſſe durch Vernehmung der zugezogenen Sachverſtaͤndigen in 
jeder Tue feſtzuſtellen, und der Preis derſelben bei vorhandenen landſchaft⸗ 
lichen Taxen nach dieſen, in deren Ermangelung aber nach dem zehnjährigen 
Martini Durchſchnitts⸗Marktpreiſe der naͤchſten Marktſtadt zu berechnen. Uebri⸗ 
gens find ſolche Erzeugniſſe, welche in den lan dſchaftlichen Taxen nicht vorkom⸗ 
men, eben fo wenig als Beſchaͤdigungen der Braachfruͤchte, von der Schadens- 
berechnung ausgeſchloſſen. { 
$. 12. Kommt es auf die Ermittelung des Jahresertrages beſchaͤdigter ». Ermittelung 
Beſitzungen an (§. 1.), fo iſt dieſelbe gleichzeitig mit der Feſtſtellung des Scha⸗ des Errages. 
dens vorzunehmen. 
(Nr. 25 10.) f sg” §. 13. 


= m = 


1) Außer dem 8. 13. Um den Jahresertrag eines außer dem Gemeindeverbande befind⸗ 
Gemeinde lichen Guts zu ermitteln, iſt nach folgenden Grundſaͤtzen zu verfahren. 
findlicher a) Iſt das Gut in dem landwirthſchaftlichen Kreditverein begriffen, und 
Güter. für daffelbe eine landwirthſchaftliche Taxe vorhanden, fo wird der Jah— 
resertrag nach Maaßgabe dieſer Taxe beſtimmt. 

b) Fehlt es an einer landwirthſchaftlichen Taxe, ſo wird der Ertrag des 
Guts derjenigen Summe gleich geachtet, welche fuͤnf Prozent des Ka⸗ 
pitals ausmacht, wofuͤr daſſelbe in Kauf oder Tauſch erworben, oder 
bei der Erbtheilung angenommen worden iſt. 

e) Enthalten die Hypothekenbuͤcher hieruͤber keine Auskunft, oder behaup⸗ 
tet der Eigenthuͤmer, daß der im Hypothekenbuche notirte Erwerbs⸗ 
preis den gegenwaͤrtigen Verhaͤltniſſen nicht entſpreche, ſo ſind die 
Pachtkontrakte der letzten drei Jahre, und wenn es auch an dieſen 
mangelt, die Wirthſchaftsregiſter der letzten ſechs Jahre vorzulegen, 
er 155 Gutsertrag durch Fraktionsberechnung aus denſelben feſt— 
zuſtellen. i 

d) Fehlt es auch an gehoͤrig gefuͤhrten Wirthſchaftsregiſtern, ſo iſt der 
Jahresertrag des Guts unter Zuziehung derſelben Sachverſtaͤndigen, 
welche bei Ermittelung des Schadens zugezogen, und nach den nam⸗ 
lichen Grundſaͤtzen, welche bei dieſer Ermittelung angewendet worden, 
unter Benutzung der etwa vorhandenen Vermeſſungs⸗ und Boniti⸗ 
rungsregiſter, und unter ausfuͤhrlicher Vernehmung der Wirthſchafts⸗ 

beamten und ſonſtiger von dem Ertrage des Guts genau unterrichteter 
Perſonen feſtzuſtellen. 


Sue $. 14. Der Jahresertrag ſtaͤdtiſcher und laͤndlicher, zu einem Gemeinde⸗ 
eu verbande gehöriger Grundſtuͤcke wird, unter Benutzung der etwa vorhandenen 
meinde Ber- Taxen, Vermeſſungs⸗ und Bonitirungsregiſter, durch Abhörung glaubwuͤrdiger 


bänben gehö ſachverſtaͤndiger Zeugen ermittelt. 


3) Insbeſon⸗ $. 15. Geſchieht die Ermittelung des Jahresertrages zur Feſtſtellung 

— eines durch Hagelſchlag oder Ueberſchwemmung verurſachten Schadens, ſo kann 

ſcwemmungs⸗ der Ertrag, den die beſchaͤdigten Felder oder Wieſen gewaͤhrt haben wuͤrden, 

Schirn. wenn ſie von dem ſtattgehabten Ungluͤck nicht betroffen worden wären, in keinem 
Falle hoͤher angenommen werden, als ſolcher in der landſchaftlichen Taxe be⸗ 
fimmt, oder in Ermangelung derſelben, nach Beſchaffenheit des Bodens in 
gewoͤhnlichen Jahren zu erwarten iſt. 


. $. 16. Die über die Ermittelung des Schadens und Ertrages aufge⸗ 

tio nommenen Verhandlungen, nebſt allen dazu gehörigen Beweisſtuͤcken, hat der 

Landrath (in den Staͤdten Poſen und Bromberg der Kommiſſarius der Re⸗ 

gierung) binnen drei Wochen nach geſchloſſener Unterſuchung (bei Brandſchaͤden 

unter Beifuͤgung beglaubter Abſchriften der für Die Feuer⸗Sozietaͤtsverhaͤltniſſe 

aufgenommenen Protokolle) der Regierung zur Feſtſetzung des Erlaſſes einzu⸗ 

reichen und zugleich die von ihm zu fertigende und als richtig zu beſcheinigende 
Steuererlaß⸗Liquidation beizufügen. Dieſe iſt 

a) wenn ſie außer dem Gemeindeverbande befindliche Guͤter betrifft, nach 


— dem Schema a.; 
„ b) wenn 
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b) wenn die Remiſſion einer Stadt⸗ oder Landgemeinde gewährt werden 

Er. werden ſoll, nach dem Schema b.; und 
e) inſoweit es ſich bei Stadt⸗ oder Landgemeinden lediglich um den 
Erlaß der Gebaͤudeſteuer handelt, beziehungsweiſe nach dem Schema 

Be c. und d. 

— anzulegen. Den Liquidationen zu b. und e. find ſtets die auf die betreffenden 
Grundſtuͤcke Bezug habenden Stellen der Grundſteuerheberolle und des Grund⸗ 
ſteuer Kataſters der Gemeinde in beglaubten Auszuͤgen als Belaͤge beizugeben. 


8. 17. In den zu Steuerremiſſionen berechtigenden Faͤllen wird nie⸗ D. Richtberüc⸗ 
mals auf diejenige Verguͤtung Ruͤckſicht genommen, die der Beſchaͤdigte Kira nen 


ſich durch ſeinen Beitritt zu irgend einer Verſicherungsanſtalt geſichert 
haben moͤchte. i 


$. 18. Außer den baaren Auslagen, welche die Unterſuchung in Steuer: E. Koften. 


remiſſionsangelegenheiten veranlaßt, haben die Beſchaͤdigten keine Koſten zu 
tragen, und alle dieſe Angelegenheiten betreffende Verhandlungen ſind ſtempel⸗ 
und portofrei. 

Zu den baaren Auslagen iſt auch die Remuneration zu rechnen, welche 
den aus anderen Orten etwa zugezogenen Sachverſtaͤndigen nach den von der 
Regierung bekannt zu machenden Sägen gewährt werden muß. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 14. Oktober 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. 


Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 
Flottwell. Uhden. 


(Fr. 2510.) a. Grund⸗ 
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Jahr 


Der Verluſt iſt feſtgeſtellt: 


Bezeichnung Tag und Art 


des Beſitzers an wirthſchaft⸗ 


Name des Guts. lach Mam, des an Wohn- und] tigen Bor- zan Hirche W 
Schadens. Wurhſchaftse then und In. e 
Stand ꝛc. Gebäuden auf 1 — — Aan auf 


en auf 
Rthlr. Rthlr. Rthlr. Rthlr. 
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a. 
bande belegene Gut N. N. Kreiſes N. N. Regierungs⸗Bezirks N. N. 
18 


5 Dieſelbe iſt zu er⸗ 
Die Grund⸗ laſſen: 


Der Verluſt erreicht 
Der jährliche alſo: 
Rein⸗Ertrag 


ſteuer pro 18. 


a b. 
4 für für 
beträgt game ip babe de er 


a. b. 

iſt feſtgeſtellt zu | den ganzen zwei 

Jahres⸗Er⸗ | Drittheile 
trag deſſelben. 


Bemerkungen. 


Rthlr. Sgr. Pf. 


Ride. Sgr. Pf.] Rthl. — Pf.] Rthl. ei Pf. 


U * 


rer b. Grund⸗ 


ll 
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Grundſteuer⸗Erlaß⸗Liquidation für die Stadt⸗ oder Land⸗ 
Jahr 


F 


Bezeichnung des [Tag und Art] Kataſter⸗ Der Verluſt iſt feſtgeſtellt: 


Beſchädigten nach Folium der 
des an wirthſchaft⸗ 
en beſchdunen fahne der un d. Item im Ganen 
Gewerbe ꝛc. ang gen Beſitzung. [Gebäuden auf e e a auf 
No. . REDE Sgr- DEE REIHE. Syr- Pf. RiHt. Sar- Pf] RiHt. Surf. 


e 


— — 


Gemeinde N. N. Kreiſes N. N. Regierungs⸗Bezirks N. N. 


18 
9. I 110. 1 | 12. — 
Der Schade erreicht [Die Grundſteuer Hiervon if zu er— 
Der jährliche alfo: der Beſitzung für laſſen: 
in⸗Ert das Jahr 18 .. 
Rein⸗Ertrag a b. beträgt N der RER b. Bemerkungen. 
iſt berechnet zu | den ganzen zwei Gemeinde- Hebe- er ganziähr⸗ der balblähr⸗ 
1 3 Jahres- Drittheile Rolle ge 9 
Ertrag. deſſelben. ö 
Nihlr. Rihlr. Sgr. Pf.] Rthl. Sgr. Pf.] Rthl. Sgr. Pf. 


| 


Jahrgang lena. Hr. 2510.) c. Liqui⸗ 


A — 


Jahr 


Bezeichnung Der Kata- Davon find | Der Kata- 3 
des Befchä- | Tag und 5 ee fra Ertrag e e. r Ertrag 
digten nach Art des olium der der beſchädig?-] der ganzen | an Grund⸗ der beſchädig⸗ 


Name 
Stand, Ge Schadens. beschädigen cen Möhne Beſitzung be- ſteuer zu ent⸗ 4 7 
werbe ıc. Beſitzung. [ gebäude ꝛc. trägt richten trägt 


No. 


Rthlr. Sgr. Pf.] Rthlr. Sg 


r. Pf.] Rihlr. Sgr. Pf. 


= — 
C. 


18 


11. 


Von der Die in Spalte 9. Perz ſichnete No. 
Steuer in Steuer wird erlaſſen: NEE zol lcher der ganz 
Spalte 7. fällt 3 —ů ů oder halbjährige Steuer- 


8 wegen eines ganz⸗(balb⸗) 
alſo auf die auf drei Jahre Jährigen Erlaſſes nach] Erlaß in die Liquidation 
nach Schema b. bean- 


beſchädigten . 1. nur noch auf 1 
tragt iſt. 


Bemerkungen. 

Nota. Vorläufig iſt der Erlaß in 
Spalte 10. immer auf 3 Jahre 
zu liquidiren. Sollte eine län⸗ 
gere Steuer Befreiung bewilligt 
werden müffen, fo ift der fernere 
Erlaß für das vierte Jahr nach⸗ 


Gebäude mit zwei an „ein, „pet es) 
zuliquidiren. 


tin. S L. ͤ —— ᷣ ä8ßö3iʒBU 44 Rihlr. Sgr. Pf. All 3 


0 | 


Gr. 2310.) 89* d. Aqui⸗ 


Liquidation der zu erlaffenden Gebäude-Grundſteuern in der 
Jahr 


1. | 2 | 1 | 4. | 5. | 6. 


Bezeichnung des Tag und Art Kataſter-Folium Bezeichnung Die Haus ſteuer 


Beſchädigten nach bu der der der beschädigten 
Name, Stand, 8 beſchädigten Be- beſchädigten Wohngebäude be⸗ 
Gewerbe ꝛc. Schadens. ſitzung. Wohngebäude ꝛc. traͤgt 


Rthlr. Sgr. Pf. 


Ie 


18 


9. | 
Die in Spalte 6. verzeichnete No 
Steuer wird erlaſſen: unter welcher der ganz— Bemerkungen. 


Nota. Auch hier gilt das beim Schema e. 

Gemerkte für diejenigen Land-Gemeinden, in 

denen die vorſchriftsmäßige Vertheilung des | 
Kontingents ſtattgefunden hat. 


| 
ler 
ie: 


Zar (Nr. 2511 


— — mm Gab) jäbrige Steuer: 


N wegen eines Ganze (balb⸗ . 
auf drei Jahre ſährigen Erlaſſes nach 8. 1 Erlaß in die Liquidation 


mit nur auf zwei (ein und ein] nach Schema b. bear 
halbes) Jahr mit f — iſt. 3 


Ahr. Ser Pf.. Bible Car. ——r«˖; nn Sgr Pf. Ride. Sgr. Pf. 


| 


(FNr. 2510 - 


—— — EEE 
— nn en 
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(Nr. 2511.) Anweiſung zur Aufnahme der Grundſteuer-Kataſter und Heberollen von den 
einzelnen außer dem Gemeindeverbande befindlichen Gütern der Provinz 
Poſen. Vom 18. Oktober 1844. 


I Folge der SS. 2. bis 6. der Verordnung vom 14. Oktober d. J. über die 
anderweite Regulirung der Grundſteuer in der Provinz Poſen, wird wegen 
Aufnahme der Steuerkataſter und Heberollen von den einzelnen fuͤr fi beſte⸗ 
henden und beſonders beſteuerten Guͤtern folgende Anweiſung ertheilt. 

§. 1. Auf den Grund der vorhandenen Kataſter und der in den ah: 
ren 181: aufgenommenen Nachweiſungen werden in jedem Kreiſe unter Leitung 
des von der Regierung nach Maaßgabe der bei ihr befindlichen Nachrichten mit 
moͤglichſt genauer Information zu verſehenden Landraths, fuͤr jedes Gut der 
vorbezeichneten Art, Steuerauszuͤge nach dem beiliegenden Schema J. angefer⸗ 
tigt. In demſelben werden, mit Beruͤckſichtigung der ſeit 1834. eingetretenen 
Veraͤnderungen hinſichtlich der ſteuerbaren Objekte, und darauf haftenden Steuern, 
diejenigen der jetzt beſtehenden Steuern (Ofiara, ausgeſonderte Grundſteuer von 
verſchenkten, ehemals geiſtlichen und ſtaroſteilichen Guͤtern, Rauchfangsſteuer, 
Lehnpferdegelder, subsidium charitativum, neue Grundſteuer von veraͤußerten 
Domainen- und Forſtgrundſtuͤcken), welche auf dem Gute haften, ſpeziell ange⸗ 
geben und zuſammengerechnet, von der Hauptſumme aber die Steuerbetraͤge 
ausgeſchieden, welche von Geld- und Naturalabgaben ſolcher Beſitzungen, die 
vor Regulirung der gutsherrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe zu Eigenthums-, 
Erbzins⸗ oder Erbpachtsrechten beſeſſen worden, nach Ausweis der Luſtrationen 
berechnet und noch zu entrichten ſind. 

§. 2. Dieſe Steuerauszuͤge werden von dem Landrathe den Steuer: 
pflichtigen zwiefach mit der Aufforderung zugefertigt, auf einem Exemplar das 
darunter geſetzte Anerkenntniß der Richtigkeit durch Namensunterſchrift zu voll— 
ziehen, und ſelbiges demnaͤchſt binnen ſpaͤteſtens vierzehn Tagen zuruͤckzugeben. 
Zugleich werden die Steuerpflichtigen aufgefordert, nach dem, dem Schema ans 
gehaͤngten Formular ein Verzeichniß der Geld- und Naturalabgaben ſolcher 
dazu verpflichteten Beſitzungen, welche ſchon vor Regulirung der gutsherrlichen 
und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe zu Eigenthums⸗, Erbzins- und Erbpachtsrechten 
befeffen worden find, einzureichen. Gegen denjenigen, welcher den vollzogenen 
Steuerauszug innerhalb der vierzehntägigen Friſt nicht zuruͤckgiebt, oder die 
Vollziehung ohne Angabe von Gruͤnden verweigert, wird angenommen, daß er 
mit dem Inhalt des Steuerauszugs einverſtanden ſei, und dieſer Inhalt dem⸗ 
gemäß nach den vorhandenen Materialien feſtgeſetzt, nach denſelben auch der 
Betrag der Geld⸗ und Naturalabgaben, auf welche die Praͤſtationsſteuer be⸗ 
rechnet iſt, ermittelt. 

Die vorkommenden Reklamationen gelangen, wenn ſie nicht offenbare, 
. zu berichtigende Irrthuͤmer betreffen, zur Entſcheidung der Königlichen 
Regierung. 

$. 3. Die anerkannten, oder als anerkannt anzuſehenden Steuerauszuͤge 
werden nach den Polizeidiſtrikten in beſtimmter Nummerfolge zufammengeheftet. 
Auf den Grund derſelben wird einſtweilen die Grundſteuer-Heberolle für jeden 
Kreis nach dem Schema II. angefertigt. f 

§. 4. 
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$. 4. Demnaͤchſt wird die Vertheilung der Steuerbetraͤge, welche von 
den Abgaben anderer Beſitzungen berechnet find, nach Anleitung §. 2. der Ver: 
ordnung vom 14. Oktober d. J. vorgenommen. 

Einer genauen Ermittelung des Werths der Naturalabgaben bedarf es 
zum Zweck dieſer Vertheilung nicht. Dieſelbe iſt vielmehr nach einem unge⸗ 
faͤhren Anſchlage jener Abgaben im Vergleich zu den Geldrenten und dergeſtalt 
zu bewirken, daß ſoweit thunlich auf jede abgabenpflichtige Beſitzung ein mit 
vollen Silbergroſchen abſchließender Steuerbetrag faͤllt, und keine Beſitzung mit 
einer den fuͤnften Theil ihres Reinertrages uͤberſteigenden Steuer belegt wird 
(Ss. 2. bis 6. der Verordnung vom 14. Oktober d. J.). 

Auf den zuletzt gedachten Punkt iſt von Amtswegen zu achten, und dem⸗ 
gemaͤß der Reinertrag einer jeden Beſitzung, welche durch die vorgeſchriebene 
Steuervertheilung wahrſcheinlich uͤberbuͤrdet wird, zu ermitteln, und mit dem 
Geſammtbetrage der Steuern, welche auf derſelben bereits haften, und auf die⸗ 
ſelbe gelegt werden ſollen, zu vergleichen. Findet ſich bei dieſer Vergleichung, 
daß die einer Beſitzung nach der vorgeſchriebenen Vertheilung aufzuerlegende 
Steuer zu einer Ueberbuͤrdung fuͤhren wuͤrde, ſo muß derjenige Betrag der 
Praͤſtationsſteuer, welcher den fuͤnften Theil des Reinertrages uͤberſteigt, von 
der Vertheilung ausgeſchloſſen und der dem berechtigten Gute verbleibenden 
Steuerſumme wieder zugeſchrieben werden. 

$. 5. Der hiernach unter Leitung des Landraths angelegte und von der 
Koͤniglichen Regierung beſtaͤtigte Vertheilungsplan iſt dem Gutsbeſitzer und je⸗ 
dem Inhaber einer abgabenpflichtigen Beſitzung mit der Aufforderung zuzufer— 
tigen, binnen ſpaͤteſtens vierzehn Tagen ſeine etwaigen Einwendungen dagegen 
vorzubringen. ö 

Die Einwendungen der abgabenpflichtigen Beſitzer duͤrfen jedoch nicht 
gegen den Anſchlag der Naturalabgaben, oder die Art der Steuervertheilung, 
ſondern nur dahin gerichtet ſeyn, daß die im Plan aufgefuͤhrten Abgaben zur 
Zeit gar nicht mehr, oder in einem geringeren Betrage exiſtiren. 

Ueber die Seitens der abgabenpflichtigen Beſitzer eingehenden Reklama⸗ 
tionen iſt der berechtigte Gutsbeſitzer zu hören. Wenn derſelbe deren Richtig⸗ 
keit anerkennt, ſo iſt nach Abſetzung der mit Unrecht herangezogenen Abgaben 
ein anderweiter definitiver Vertheilungsplan anzulegen, und von der Koͤnig⸗ 
lichen Regierung zu beſtaͤtigen. : 2 

Auf ſtreitige und ſolche Abgaben, deren gaͤnzlich oder theilweiſe erfolgte 
Aufhebung im Laufe des gegenwaͤrtigen Verfahrens von den Pflichtigen behaup⸗ 
tet, von dem Berechtigten dagegen in Abrede geſtellt wird, iſt dabei gleichfalls 
Ruͤckſicht zu nehmen. 2: 

Der auf dergleichen Abgaben fallende Steuerbetrag iſt jedoch bis zur 
ausgemachten Sache dem berechtigten Gutsbeſitzer aufzulegen, und demnaͤchſt, 
je nachdem die Entſcheidung ausfaͤllt, entweder den zur Abgabe verpflichteten 
Beſitzungen zuzuſchreiben, oder nachtraͤglich auf die uͤbrigen Beſitzungen zu 
vertheilen. 

’ Sollte ſich bei den in Folge von Reklamationen angeſtellten näheren 
Ermittelungen finden, daß der auf den Abgaben anderer Beſitzungen ruhende 
Steuerbetrag, wegen nicht beruͤckſichtigter Abloͤſungen ꝛc. in dem Guͤterauszuge 

(Nr. 2511.) zu 
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zu hoch angenommen worden, fo ift der letztere, die vorlaͤufige Heberolle und 
die Steuervertheilung danach zu berichtigen. 
§. 6. Nachdem die Zahl der beſonders beſteuerten Guͤter und die kuͤnf⸗ 
tige Steuer eines jeden ſolchen Guts in der vorſtehenden Art feſtgeſtellt iſt, 
wird mit der Aufnahme des Kreiskataſters vorgegangen, welches, neben dem 
F e die zu jedem Gute gehoͤrigen ſteuerbaren Grundſtuͤcke nach— 
weiſen ſoll. 
§. 7. Zu dieſem Behufe wird, auf den Grund der vorhandenen Lu⸗ 
ſtrationen, Kataſter und in den Jahren 1834 ſtattgehabten Aufnahmen, ſo wie 
mit Beruͤckſichtigung der inzwiſchen eingetretenen Veraͤnderungen hinſichtlich der 
beſteuerten Gegenftände, eine Deklaration der Gebaͤude und Laͤndereien jedes zu 
8 kataſtrirenden Guts nach dem Schema III. von dem Diſtriktskommiſſarius auf- 
>=: geſtellt, und von dem Landrathe nach vorgaͤngiger Reviſion dem Beſitzer des 
Guts zwiefach mit der Aufforderung zugefertigt, das eine Exemplar, im Fall des 
Einverſtaͤndniſſes, durch Unterzeichnung anzuerkennen und zuruͤckzugeben, oder die 
Berichtigung der vorgefundenen Maͤngel in Antrag zu bringen. 

Das eine oder andere muß binnen vier Wochen geſchehen, widrigenfalls 

angenommen wird, daß die Richtigkeit der Deklaration anerkannt werde. 

Wird die Richtigkeit der Deklaration von dem Gutsbeſitzer angefochten, 
ſo muß mit demſelben nach naͤherer Unterſuchung des Sachverhaͤltniſſes eine 
Einigung verſucht, und wenn ſolche nicht zu Stande kommt, der Gegenſtand 
der Koͤniglichen Regierung zur Entſcheidung vorgelegt werden. N 

Ss. 8. Sobald ſaͤmmtliche Deklarationen wieder eingegangen und berich⸗ 
tigt ſind, wird auf den Grund derſelben für jedes Gut ein Kataſterfolium mit 

. — einer unveraͤnderlichen Nummer nach dem Schema IV. ausgefertigt, und der 
Bi Königlichen Regierung zur Prüfung und Heſtſtellung eingereicht. 

Durch Zufammenftellung der beſtaͤtigten Kataſterfolien von ſaͤmmtlichen, 
fuͤr ſich beſtehenden Guͤtern des Kreiſes wird demnaͤchſt das Kreiskataſter ge⸗ 
bildet, und von der Koͤniglichen Regierung hinſichtlich feiner Vollſtaͤndigkeit ber 
ſcheinigt und vollzogen. 

§. 9. Das Kreiskataſter tritt mit dem auf ſeine Vollendung folgenden 
Jahre in Wirkſamkeit. Die Grundſteuer-Heberollen werden daher fuͤr dieſes 
und die folgenden Jahre, unter Beruͤckſichtigung der in dem Kataſter nachge—⸗ 
wieſenen Veraͤnderungen, nach demſelben angefertigt, und die auf die abgaben- 
pflichtigen Beſitzungen nach SS. 4 und 5. vertheilten Steuerbetraͤge von dem 
gedachten Jahre an dem Kontingente der Gemeinde, zu welcher die Beſitzungen 
gehoͤren, zugeſchrieben. 

5. 10. In dem Kreiskataſter wird jeder in der Perſon des Beſitzers 
vorkommende Wechſel nachgetragen, und bei anderen Veraͤnderungen im Beſitz⸗ 
ſtande die Ab- und Zuſchreibung hinſichtlich der beſteuerten Gegen ſtaͤnde und der 
darauf haftenden Steuer beroirkt. . 

Die Landraͤthe find verpflichtet, den Gerichtsbehoͤrden Auszüge aus dem 
Kataſter unentgeldlich mitzutheilen. 5 

§. 11. Bei gutsherrlichen und baͤuerlichen Regulirungen, Gemeinheits⸗ 
theilungen und allen auf den Grund von Kauf“, Tauſch- oder anderen Rechts- 


Geſchaͤften erfolgenden Abzweigungen wird die Steuervertheilung nach den > 
ſer⸗ 
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ſerhalb bisher zur Anwendung gekommenen Vorſchriften bewirkt, mit der Maaß⸗ 
gabe, daß die ganze Steuerſumme, welche auf den Gebaͤuden und Laͤndereien 
des betreffenden Guts, einſchließlich der Laͤndereien der regulirungsfaͤhigen laſſiti⸗ 
ſchen Höfe, nach dem Kataſter haftet, als Gegenſtand der Vertheilung anzu⸗ 
ſehen, und nach Verhaͤltniß des Reinertrages der in andere Hände uͤbergehen⸗ 
den Grundſtäcke zu dem Reinertrage ſaͤmmtlicher mit jener Steuerſumme be⸗ 
legten Ländereien und Gebäude zu repartiren iſt. Die Steuerbetraͤge, welche 
nach dieſer Vertheilung auf die regulirten oder andere Beſitzungen uͤbergehen, 
werden in dem Kataster bei dem betreffenden Gute abgeſchrieben, und dem Konz 
tingente derjenigen Gemeinde, zu der die Beſitzungen gehoͤren, oder von deren 
Ortsgrenzen dieſelben umſchloſſen werden, oder aber, wenn die abgezweigte Par⸗ 
zelle einem andern im Kreiskataſter eingetragenen Gute zugelegt worden, der 
Steuerſumme des letzteren zugeſetzt. 

In gleicher Art wird hinſichtlich der Steuerbetraͤge, welche von ſtreitigen 
Geld» oder Naturalabgaben berechnet, und nach §. 5. dem berechtigten Gute 
vorlaͤufig zugeſchrieben ſind, verfahren, ſobald die nachträgliche Abſetzung dieſer 
Betraͤge erfolgen kann. 

Werden einem im Kreiskataſter verzeichneten Gute beſteuerte Laͤndereien 
oder Gebaͤude zugelegt, welche zu einer durch dieſelben Ortsgrenzen u s 
nen Stadt- oder Landgemeinde gehören, fo wird der bisher dafür zum Ge⸗ 
meindekontingente entrichtete Steuerbetrag bei dieſem, ſo wie bei der betreffen⸗ 
den Beſitzung ab- und der Steuerſumme des gedachten Guts zugeſchrieben. 

$. 12. Ueber die Güter, welche nach §. 1. der Verordnung vom 14. 
Oktober d. J. als für ſich beſtehend zu betrachten und nach S. 13. der gedach⸗ 
ten Verordnung ſteuerfrei ſind, wird die Koͤnigliche Regierung eine beſondere 
n welche dem Kreiskataſter als Anhang beizuheften iſt, anfertigen 
laſſen. 

Werden dergleichen Güter ſpaͤter zur Grundſteuer herangezogen, ſo ſind 
diefelben nebſt der nach den 88. 14.— 16. der Verordnung vom 14. Oktober 
d. J. darauf zu legenden Steuer, auf ein beſonderes Folium in das Kreis⸗ 
Kataſter einzutragen. Werden von dieſen Guͤtern nur einzelne Theile abge⸗ 
zweigt, oder dieſelben durch Parzellirung gänzlich aufgeloͤſt, fo erhalten ſolche 
Parzellen keine beſonderen Folien im Kreisfatafter, ſondern werden mit der nach 
den §§. 14. — 16. g. a. O. darauf zu legenden Grundſteuer den Beſitzungen 
und beziehungsweiſe den Gemeindekontingenten, an welche ſie uͤbergehen, zu⸗ 
eſchrieben. 
a Bei der gänzlihen Dismembration eines Domainenguts oder einer 
Staatsforſt, imgleichen bei der Abzweigung einer groͤßern Anzahl neuer Be⸗ 
ſitzungen von Staatsländereien, kann aus den entſtandenen neuen Beſitzungen 
eine beſondere Steuergemeinde mit einem beſonderen Kontingente nach 8. 15. 
der Verordnung vom 14. Oktober d. J. gebildet werden. 1 

Berlin, den 18. Oktober 1844. 


Der Finanzminiſter 
Flottwell. 
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Schema J. 
Kreis 


Steuer⸗Auszug 
Laufende Nummer: 
Name des Guts: 
Zu⸗ und Vorname: 
und Stand des Beſitzers: 


In In 
Zu entrichtende Grundſteuer: Gulden] Rtlr. ſgr. pf. 
ES ee a] ale? 
2. Rauchfangs ſteuu᷑t̃ e 


A Folgen die übrigen Steuern nach Maaß⸗ 
5. gabe des Falles. 


Summa 


Von Geld⸗ und Natural⸗Abgaben anderer Be⸗ 
ſitzungen find berechnet: 

1.005 aus den Luſtrationen erhellenden 

2. Präſtationen find, ſoweit die Steuer⸗ 

2. \ beträge durch Ablöſungen ꝛc. auf die ab- 

4.) gabepflichtigen Beſitzungen noch nicht 
übergegangen find, hier einzurücken. e 


Summa 
Nach Abzug der zuletzt gedachten Summe | 
bleiben zu entrichteꝛeren. | | 
Ort. Datum. 
Der Landrath des Kreiſes. 
(Unterſchrift.) 


Die Richtigkeit des vorſtehenden Steuer⸗Auszuges erkenne ich hiermit an. 
Ort. Datum. 
(Unterſchrift.) 


For⸗ 


ae. ES m 


Formular 


zu dem von dem Gutsbeſitzer N. N. einzureichenden Verzeichniß der Geld- und Natural⸗ 
Abgaben ſolcher dazu verpflichteten Beſitzungen, welche ſchon vor Regulirung 
der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe zu Eigenthums⸗, Erbzins⸗ und 
Erbpachtsrechten beſeſſen worden ſind. 


Rtlr. 


ſgr. pf. Dip. Sttk. 


A. An Geldzinſen: 


1. von dem Holländer N. N. 
2. von dem Erbzinsmann N. N. dc. 


Schfl 


B. An Naturalzinſen: 


1. in Roggen: 
a. von dem Holländer N. N. 


2. in Gerſte: 
a. von dem Holländer N. N. ꝛc. 


3. in Hafer: 
a, von dem Holländer N. N. ꝛc. 


C. An Zehnten: 
1. von dem Holländer N. N. ze. 


(Ar. 25110 90 * Schema II. 
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Grundſteuer⸗Heberolle für den Kreis N. N. 
auf das Jahr 184. 


Darunter ſind an künf⸗ 
tig abzuſetzender Präſta⸗ 
tionsſteuer 


Derſelbe hat an Grund⸗ 
Des Gutsbeſitzers ſteuer zu zahlen 


: für, den > für den 
1 8 Vor⸗ 22 75 fürs Jahr] Monat fürs Jahr Monat 
e. 


78 Folium des Kataſters. 


2 
5 
8 
8 
. 
5 
. 
= 
& 


Rihlr. Sar. Pf. Rthlr. Sar. Pf.] Nthlr. Sgr. Pf. Nthlr. Sar. Pf. 


Wiederholung und Abſchluß der Heberolle. 
K-!!! . I N 


Betrag | Betrag 
Seitenzahl. fürs | für den Seitenzahl. fürs für den 
Jahr. Monat. Jahr. Monat. 


Rtlr. ſgr. pf. [ Relr. ſar. pf. Rtlr. far. pf. [ Rtlr. ſar. pf. 
0 


— ZDW—ẽ-?;ß— ˙8—ññꝑñxñ—ññ—— 
Gegenwärtige Heberolle wird auf den jährlichen Steuerbetrag von u. ſ. w. (in 


Buchſtaben) feſtgeſetzt. N 
Der Steuer» Einnehmer N. N. erhält zugleich den Auftrag, dieſe Summen in 


den geſetzlichen Terminen einzuziehen, und an die ihm namhaft gemachte Kaſſe abzu⸗ 
liefern. 
Ort und Datum. 


Königliche Regierung; Abtheilung :c. 


ten 


2 262 


Empfangen und befördert durch den Landrath am 


Empfangen am ken 
Der Steuer⸗Einnehmer N. N. 


(Nr. 811) Schema IL 


Schema III. 
Kreis 
Nummer des Güter⸗Auszuges. 
Deklaration 
den zum Güfe ::; ee 


gehörigen Gebäude, gewerblichen Anlagen und Ländereien. 


Feuer⸗ 
Aſſekuranzwerth. 
Thaler. 


1. Gebäude. 


„a. Wohngebäude: 
1. herrſchaftliches Wohnhauuůu ren 
2. Pächter wohnung 
3. Hirtenhauns rennen 
Ar Einliegerhauůnns nrrrnnen 
5. u. ſ. w. 


b. Gewerbliche Anlagen: 
Ile 
2. Branntweinbrennereꝶ - ++. 
3. Mühle m ]PQ?: ee 
4. Waſſermühle x. .. 
5. u. ſ. w. 


Angabe der Zeit 
der Vermeſſung 
und ob Karten 
vorhanden ſind. 


3 . Davon ſind 
II. Ländereien. | Inhalt. vermeſſen. 
a. die ſich im unmittelbaren Beſitze des | more. AN. Mora. ON. 
Gutsherrn befinden: 
Gir ER N 
Ackerland 
„ Wieſen uns ogeie 
„Forſtland nen 
„ Hütun g 
. fonftige Kulturen 2 
Seen und Fiſchteichhe > 
Summa 
b. welche fih im Beſitz regulirungsfähiger 
bäuerlicher Wirthe befinden, und hier 
nur nachrichtlich aufgeführt werden. 


8 


1228 


Anmer⸗ 


— 631 —— 


Anmerkung. Die bei dem Gute befindlichen laſſitiſchen und zeitemphyteutiſchen Koſſäthen⸗ 
höfe u. ſ. w. werden hier mit Angabe der Gemeinden, zu welchen ſie gehören, 
einzeln aufgeführt. Der Flächen-Inhalt der dazu gehörigen Ländereien wird 
auf den Grund der in den Jahren 1833. erfolgten Aufnahmen, nach der etwa 
vorhan denen Vermeſſung oder nach ungefährer Schätzung bei jedem Hofe ſum⸗ 
mariſch vermerkt. 8 

Sind ſeit Anfertigung des Güter-Auszuges Veränderungen in den fteuer- 
baren Objekten des Guts eingetreten, fo iſt dies in einer Bemerkung zu er⸗ 
läutern. i 


Die geſammte auf dem Gute haftende Grund- 
ſteuer beträgt nach dem Steuer-Auszuge 
e RR „ i, e 4 Di 
Davon gehen auf die abgabepflichtigen Be- 
ſitzungen nach Vollendung des Kreis-Ka⸗ 


taſters über 7 ĩê5é4d + . - 
Wegen ftveitiger Abgaben bleiben auf dem 
Gute an Präſtationsſteuer vorläufig ſtehen . - . 


Durch Veränderungen hinſichtlich der ſteuer⸗ 
baren Objekte find zu- (oder ab-) gegan- 


%%% 


fene uff,, a ae a . Rtl. . ſgr. . pf. 
zu ſtehen. Hierzu kommt die Präſtations⸗ 
ſteuer, für welche das Gut vorläufig ver⸗ 


haftet , le rn dl nk te So z - 
In Suma Rtl. . ſgr. . pf 
Aufgeſtellt: Ort. Datum. 


Der Diſtrikts⸗Kommiſſarius. 


Revidirt und richtig befunden. 
Ort. Datum. 
Der Landrath. 


Die Richtigkeit der vorſtehenden Deklaration erkenne ich hiermit an. 
Ort. Datum. 
(unterſchrift des Gutsbeſitzers.) 


(Nr. 2511.) Schema IV. 
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Kataſter der Gebände und Ländereien der einzelnen, für ſich beſtehenden 


Folium (I.) (Name und Qualität des Gutes.) 


Zu dem Gute gehören: 


„ G aun Ne Ha än d eier e i een, 
a. Wohngebäude. b. Gewerbliche Anlagen. 
82 a 5 2 8 Gärten.] Ackerland.] Wieſen. | Forſtland. ] Hütung. 
S = 3 2 ü 
S 8 Es = 
e 58 8 
G, 8. . 8 a IR M. OR.] M. R. ] M. R.] M. R. M. IR. 


== 


i 
| 
| 


!...!!! T.. — — RE 


A 
il 


Aufgeſtellt im Jahre 18..... 


| 
| | 
| 
715 
SLR 
HE 


Fate]: 
ih 
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Schema IV. 


und beſonders beſteuerten Güter, und der darauf haftenden Grundſteuer. 


(Name, Vorname und Wohnort des Beſitzers.) 


— — — — — ——— LK—Pͥpç — 
— —— —— ḱ4—ãa —yꝛͤ—0 ͥ —ęę—ͤ —g4᷑ę!¹ — 


A Ländereien 
/ een der reguli⸗ 

Sonſtige 50 rungsfä⸗ ] leber⸗ 
Kulturen. digen Taffi- | haupt. 
Fiſchteiche. tiſchen 

Höfe. 


0 
1 


(Nr. 251 


(Dieſe Ko⸗ 
lonne fällt 
weg, wo 
die Reguli⸗ 
rung der 
guts herr⸗ 
lichen und 
bäuerlichen 
Verhält⸗ 
niſſe er⸗ 
kur iſt.) 


a 


El] 
4 


Jahrgang 184 


Gefarmi Präſtations⸗ 
eſammt⸗ 

Angabe ſteuer, welche 
Betrag der 

über von dem Guts⸗ 


darauf haften⸗ 


die Veränderungen, welche nach Auf-] den nn beſitzer vorläu⸗ 
ſtellung des Kataſters bei den Steuer⸗ R fig noch zu ent⸗ 
euer. 


Objekten eingetreten find. richten iſt. 


Nthl. Sgr. Pf.] Rthl. Sgr. ANI. ORIM N. IN. .I Sgr. Al. Sar. Pf. 


(Dieſe Ko⸗ 
lonne fällt 
weg, wo eine 
Präſtations⸗ 
ſteuer nicht zu 
entrichten 
bleibt.) 


— 
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(Nr. 2512.) Anweiſung zur Feſtſtellung der Grundſteuer⸗Kontingente der Stadtgemeinden 
der Provinz Poſen und zur Spezial-Veranlagung der kontingentirten 
Steuerſumme. Vom 18. Oktober 1844. 


U. die Verordnung wegen anderweiter Regulirung der Grundſteuer in der 
Provinz Poſen vom 14. Oktober d. J. in den Stadtgemeinden zur Aus fuͤh⸗ 
rung zu bringen, wird nachſtehende Anweiſung ertheilt. 

§. 1. In jeder Stadt wird eine Schaͤtzungs⸗Kommiſſion 

a) aus dem Buͤrgermeiſter oder einem unter Zuſtimmung der Regierung von 
ihm zu beſtimmenden anderen Mitgliede des Magiſtrats, 
b) aus zwei von der Stadtverordneten⸗Verſammlung (dem Gemeinderathe) 
aus ihrer Mitte zu waͤhlenden Mitgliedern und 
e) aus mehreren Abgeordneten der Grundbeſitzer 
gebildet. 

Die Abgeordneten zu e. muͤſſen in der Gemeinde mit Grundeigenthum 
angeſeſſen, mit den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen, den gewoͤhnlichen Pacht⸗ und Mieth⸗ 
preiſen der Grundſtuͤcke bekannt, auch wo moͤglich in der Abſchaͤtzung des Er⸗ 
trages und Kapitalwerthes von Gebaͤuden und Ländereien geübt fein. Auch 
duͤrfen ſie nicht ſaͤmmtlich derſelben Klaſſe der Grundeigenthuͤmer angehoͤren, 
namentlich muß jedenfalls einer derſelben aus der Klaſſe der Hauseigenthuͤmer 
ohne Ländereien und ein anderer aus der Klaſſe der Hauseigenthuͤmer mit be⸗ 
deutenden Laͤndereien entnommen werden. 

Behufs der Wahl der Abgeordneten treten in den kleinen Staͤdten ſaͤmmt⸗ 
liche Grundeigenthuͤmer zuſammen und bringen aus ihrer Mitte acht Kandida⸗ 
ten in Vorſchlag. Aus dieſen acht Kandidaten waͤhlt, wenn in der Stadt die 
rebidirte Staͤdte⸗Ordnung eingefuͤhrt iſt, der Magiſtrat, wenn aber die revidirte 
Staͤdte⸗Ordnung noch nicht eingefuͤhrt iſt, der Landrath nach vernommenem 
Gutachten des Magiſtrats, vier Abgeordnete, und fuͤr Behinderungsfaͤlle zwei 
Stellvertreter. 

In größeren Staͤdten, in welchen die revidirte Staͤdte-Ordnung zur An⸗ 
wendung kommt, und Behufs der Wahl der Stadtverordneten mehrere Wahl⸗ 
bezirke gebildet ſind, wird auch die Wahl der Schaͤtzungs⸗Abgeordneten nach 
dieſen Bezirken vorgenommen. Jeder Bezirk bringt vier Kandidaten in Vor⸗ 
ſchlag, aus denen der Magiſtrat zwei Abgeordnete, und für Behinderungsfaͤlle 
einen Stellvertreter derſelben wählt. 

In größeren Städten, denen die revidirte Staͤdte Ordnung noch nicht 
verliehen iſt, bei deren Verleihung aber behufs der Wahl der Abgeordneten 
mehrere Bezirke zu bilden ſein wuͤrden, wird eine aͤhnliche Eintheilung behufs 
der Wahl der Schaͤtzungs-Abgeordneten vorgenommen. Von jedem Bezirke 
werden ebenfalls vier Kandidaten in Vorſchlag gebracht, aus denen dann der 
Landrath, nach vorher eingeholtem Gutachten des Magiſtrats, zwei Abgeordnete, 
und fuͤr Behinderungsfaͤlle einen Stellvertreter derſelben waͤhlt. 

Die Schaͤtzungs⸗Kommiſſion faßt ihre Beſchluͤſſe überall nach Stim⸗ 
menmehrheit. 

$. 2. Die Kommiſſion beginnt ihr Geſchaͤft damit, die Eigenthuͤmer 
ſaͤmmtlicher in der Stadt und deren Feldmark belegenen Grundſtuͤcke in ein nach 

dem 


E 


a dem anliegenden Schema a. anzulegendes Kataſter einzutragen, und zwar in 
folgender Ordnung: 
a) die Eigenthümer der Haͤuſer, zu denen Ländereien gehoͤren; 
b) die Eigenthuͤmer der Hauſer, mit denen keine Lan dereien, oder doch nur 
unmittelbar daran ftoßende Gaͤrten verbunden find; 
c) die Grundeigenthuͤmer, welche zwar im Stadtbezirk wohnen, darin aber 
kein Haus, ſondern nur andere Grundſtuͤcke befiken; 
d) die Grundeigenthuͤmer, welche innerhalb des Stadtbezirks Grundſtuͤcke 
beſitzen, aber außerhalb deſſelben wohnen; 
ferner in einem Anhange 
e) die Eigenthuͤmer der innerhalb des Stadtbezirks belegenen, fuͤr ſich be⸗ 
ſtehenden und deshalb zum Gemeinde⸗Kontingente nicht beitragenden Be⸗ 
ſitzungen (8. 1. zu a. der Verordnung vom 14. Oktober d. 39 
N) die Eigenthuͤmer der im Stadtbezirk vorhandenen ſteuerfreien Grundſtuͤcke 

und Beſitzungen (§. 13. a. a. O.). 

Jeder Eigenthuͤmer erhalt im Kataſter ein beſonderes Folium mit einer 
unveraͤnderlichen Nummer. Mehrere Folien muͤſſen am Schluſſe des Kataſters 
unausgefuͤllt bleiben, fuͤr Beſitzungen, die nach der Aufnahme des Kataſters ent⸗ 
ſtehen, und zur Uebertragung der Folien, welche für die vorkommenden Ab⸗ und 
Zuſchreibungen nicht mehr hinreichenden Raum gewaͤhren. In dieſem Falle wird 
der zur Zeit der Uebertragung wirklich vorhandene Beſtand der Beſitzung von 
dem bisherigen Folium auf das neue Folium uͤbernommen, und bei dem erſteren 
auf das letztere, ſo wie umgekehrt bei dem letzteren auf das erſtere hingewieſen. 

6. 3. Demnäaͤchſt hat die Kommiſſion bei jedem im Kataſter verzeichne⸗ 
ten Eigenthuͤmer unter Benutzung der fuͤr die Feuer⸗Sozietaͤt gefertigten Be⸗ 
ſchreibungen, die ihm gehoͤrigen Gebaͤude nach ihren Gattungen in Spalte 3. 
aufzufuͤhren und die verſchiedenen Kulturarten der Laͤndereien (als Acker, Wie⸗ 
ſen, Gaͤrten, Holzung, Huͤtung x.) in Spalte 5., deren Flaͤcheninhalt aber in 
Spalte 6. einzutragen. 

Der Flaͤcheninhalt der Grundſtuͤcke wird aus den vorhandenen Vermeſ—⸗ 
ſungs⸗Regiſtern entnommen, oder in deren Ermangelung, unter Beruͤckſichtigung 
der in den Jahren 183% und 1835, erfolgten Aufnahmen, nach der Ausſaat, nach 
der Zahl der Tagewerke beim Pflügen, Saen, Maͤhen u. ſ. w., oder durch Ab⸗ 
ſchreitung, oder endlich nach dem Augenmaße feſtgeſtellt. 

Kann der Flaͤcheninhalt nicht fuͤglich für jede Kulturart beſonders ermit⸗ 
telt werden, fo genügt deſſen Feſtſtellung für jede Beſitzung im Ganzen. 

Bei den für ſich beſtehenden und deshalb anderweit kataſtrirten Beſitzun⸗ 
gen (S. 2. ad e.) iſt überall nur eine ſummariſche Angabe der Gebaͤudezahl und 
8 eee der Laͤndereien (ohne Unterſcheidung der Kulturarten) er⸗ 
orderlich. N 

§. 4. Die Kommiſſion muß ſich durch eine genaue Begehung, durch Er⸗ 
kundigungen ꝛc. davon uͤberzeugen, daß kein innerhalb der Stadt und deren 
Feldmark belegenes Gebäude oder Grundstück unberäckſſchtigt geblieben ift, auch 
genau pruͤfen, ob außerhalb der Feldmark belegene Grundſtuͤcke zu den Beſitzun⸗ 
gen der Grundeigenthuͤmer als bei denſelben beſteuerte Pertinenzſtuͤcke gehören 
und welchen Flaͤcheninhalt dieſelben haben. 

(Nr. 2512. 91 * Je⸗ 


* 


Jeder Grundeigenthuͤmer hat durch ſeine Unterſchrift in der Spalte 16. 
des Kataſters die Richtigkeit der ihm zugeſchriebenen Gebaͤude und Laͤndereien 
anzuerkennen. 

$. 5. Sobald die Kommiſſion ſich von der Vollſtaͤndigkeit ihrer Ermit⸗ 
telungen uͤberzeugt hat, wird zur Schaͤtzung des ſteuerbaren Ertrages jeder Be⸗ 
1787 geſchritten. Bei dieſer Schaͤtzung iſt von folgenden Grundſaͤtzen aus— 
zugehen: 

a) Als ſteuerbarer Ertrag wird der jaͤhrliche Mieth- oder Pachtbetrag an- 
genommen, welchen die zu jeder Beſitzung gehörigen Realitäten nach den 
oͤrtlichen Verhaͤltniſſen und der etwaigen beſondern Beſtimmung einzel⸗ 
ner Gebäude nach dem Ermeſſen der Kommiſſion nachhaltig zu gewaͤh—⸗ 
ren im Stande ſind. 

b) Bei Feſtſtellung des ſteuerbaren Ertrages der Beſitzungen iſt auch auf 
die Reallaſten Ruͤckſicht zu nehmen, mit der Maaßgabe jedoch, daß der 
an ſich ermittelte Ertrag einer Beſitzung, wegen der darauf haftenden 
Laſten hoͤchſtens um die Haͤlfte ermaͤßigt werden darf. 

c) Ueberhaupt kommt es nicht unbedingt auf den zur Zeit bei den einzelnen 
Beſitzungen wirklich nachzuweiſenden Ertrag, ſondern hauptſaͤchlich auf ein 
richtiges Verhaͤltniß zwiſchen den Ergebniſſen der Schaͤtzung fuͤr alle zur 
Gemeinde gehoͤrigen Beſitzungen an. 

Bei den ſtaͤdtiſchen Beſitzungen, welche aus Gebäuden und Ländereien 
beſtehen, handelt es ſich zwar, wie bei jeder andern Beſitzung, hauptſaͤchlich nur 
darum, den Ertrag der Beſitzung im Ganzen in verhaͤltnißmaͤßiger Richtigkeit 
darzuſtellen. N | 

Wegen der über das Remiſſionsweſen beftehenden Vorſchriften muß je- 
doch der Ertrag der ſteuerbaren Gebaͤude beſonders in Spalte 4. nachgewieſen 
und demnaͤchſt die Differenz zwiſchen dieſem Ertrage und dem Geſammtertrage 
als Ertrag der Laͤndereien in Spalte 7. eingetragen, ſodann aber bei den mit 
Reallaſten beſchwerten Beſitzungen das Erforderliche in Spalte 9. und 10. ver⸗ 
merkt werden. 

Von der Beſteuerung bleiben nur ſolche Gebaͤude ausgeſchloſſen, welche 
lediglich zum Betriebe der Landwirthſchaft oder zur Aufbewahrung des hauswirth⸗ 
ſchaftlichen Bedarfs, insbeſondere zur Unterbringung des Wirthſchaftsviehes, der 
Wirthſchaftsgeraͤthe und der Bodenerzeugniſſe beſtimmt ſind. Alle andern Ge— 
bäude, welche zur Wohnung oder zu gewerblichen Zwecken dienen, oder ſonſt 
einen Ertrag gewaͤhren, als: N 

Schauſpiel⸗ und Geſellſchaftshaͤuſer, Ziegel- und Kalkbrennereien, Ham⸗ 

mer: und Huͤttenwerke, Schmieden, Waſſer⸗ und Windmuͤhlen, Brauer 

reien und Branntweinbrennereien, Kauf- und Kramlaͤden, Speicher, Kel— 
ler, Gewoͤlbe, Remiſen, Scheunen und Ställe, 
werden beſteuert. | 

Fabrik⸗ und andere dergleichen, zur Bewohnung nicht beſtimmte Gebäude 
ſind, wenn deren ſteuerbarer Ertrag auf andere Weiſe nicht wohl ermittelt wer⸗ 
den kann, halb fo hoch als Wohnhaͤuſer von demſelben oder einem ahnlichen 
Umfange abzuſchaͤtzen. 

§. 6. Auch diejenigen innerhalb des Stadtbezirks belegenen a 

welche 
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welche zu einer außerhalb derſelben belegenen Beſitzung gehören und bisher durch 
die Grundſteuer dieſer Beſitzung mitbetroffen worden ſind, werden beſonders ab— 
geſchaͤtzt. Sollten dieſe Grundſtuͤcke von beſonders guter oder von beſonders 
ſchlechter Beſchaffenheit fein, fo werden fie nach Maaßgahe ihres Ertrages oder 
Kapitalwerthes auf Laͤndereien von mittlerer Bodenbeſchaffenheit reduzirt. Der 
wirkliche und reduzirte Flaͤcheninhalt ſolcher Grundſtuͤcke wird demnaͤchſt den 
Kommiſſionen der Gemeinde, bei welchen dieſe Grundſtuͤcke bisher zur Steuer 
herangezogen worden ſind, zur Anerkennung der Richtigkeit vorgelegt. Wird 
die Anerkennung verweigert, ſo entſcheidet der Landrath. 

Finden ſich dagegen Grundſtüͤcke, die bisher in einer andern Gemeinde 
beſteuert worden find, fo wird die Schaͤtzungs-Kommiſſion der andern Gemeinde 
veranlaßt, die Schaͤtzung des Flaͤcheninhalts dieſer Grundſtuͤcke vorzunehmen und 
zur Anerkennung der Richtigkeit mitzutheilen. 

§. 7. Das vollendete Kataſter wird nach vorheriger Bekanntmachung 
im Magiſtratslokale vier Wochen hindurch zur Einſicht oſſen gelegt, und binnen 
dieſer Friſt jedem Betheiligten die Anbringung etwaiger Reklamationen gegen die 
Schaͤtzung feines Grundſtuͤcks freigeſtellt. 

Außerhalb der Stadt wohnende Grundeigenthuͤmer, die bisher bei der 
Stadt keine Grundſteuer entrichtet haben, ſind von dem Ergebniß der Schaͤtzung 
ihrer innerhalb des Stadtbezirks belegenen Grundſtuͤcke, der Offenlegung des 
3 und der Reklamationsfriſt durch beſondere Benachrichtigung in Kennt⸗ 
niß zu ſetzen. 

Ueber die eingehenden Reklamationen entſcheidet der Magiſtrat, nach ver⸗ 
nommenem Gutachten der Kommiſſion und der Stadtverordneten-Verſammlung 
oder des Gemeinderaths und mit Vorbehalt des Rekurſes an die Regierung. 

§. 8. Hiernaͤchſt wird das jeder Stadtgemeinde obliegende Steuer-Kon⸗ 
tingent durch Zuſammenrechnung der Rauchfangſteuer, der Ofiara und der uͤbri⸗ 
gen im §. 1. der Verordnung vom 14. Oktober d. J. namhaft gemachten 
Grundſteuern jedes Orts nach demjenigen Betrage feſtgeſtellt, welcher bei der in 
den Jahren 1834. und 1835. erfolgten Aufnahme neuer Rauchfangsſteuer⸗Ka⸗ 
taſter und durch ſpaͤtere Berichtigungen ermittelt iſt. Dieſem Steuerbetrage wird 
ugeleßt: tod N 
* 8 die Rauchfangsſteuer von neuen bereits vollendeten Bau-Anlagen, welche 

wegen der Freijahre noch nicht zur Hebung kommt und bis nach Ablauf 
derſelben auf den Remiſſionsfonds uͤbernommen wird 
(§. 21. der Verordnung vom 14. Oktober d. J.); 

b) die Grundſteuer für ſolche innerhalb des Stadtbezirks belegenen Grund⸗ 
ſtuͤcke, welche bisher durch die in andern Gemeinden entrichtete Grund⸗ 
ſteuer betroffen worden, mit 14 Sgr. für den Morgen (nach der auf Mit⸗ 
telboden reduzirten Flaͤche); 9. ö . 

c) der Geſammtbetrag der wegen der bisherigen Praͤſtationen der Gemeinden 
auf die praͤſtationspflichtigen Grundſtuͤcke des letztern uͤbergehenden Steuer 

(SS. 2. und 6. der Verordnung vom 14. Oktober d. J. und 88. 4. 
und 5. der Anweiſung zur Aufnahme der Grundſteuer-Kataſter und 
Steuerrollen von den einzelnen außer dem Gemeinde-Verbande liegen⸗ 
den Guͤtern). 
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Von der bisherigen Steuerſumme wird dagegen abgeſetzt: 

a) der Steuerbetrag, welcher für die innerhalb des Stadtbezirks belegenen, 
nach 8. 1. der Verordnung vom 14. Oktober d. J. mit einem beſondern 
Kontingente im Kreis⸗Kataſter anzuſetzenden Guͤter oder fuͤr die nach 
$. 13. derſelben Verordnung, von der Beſteuerung gaͤnzlich zu entbin⸗ 
denden Grundſtuͤcke, bisher der Gemeinde zur Laſt geſchrieben war; 

b) die Grundſteuer fuͤr die außerhalb des Stadtbezirks belegenen Grund⸗ 
ſtuͤcke, welche bisher durch die bei der Gemeinde entrichtete Grundſteuer 
mit betroffen wurden, mit 11 Sgr. für den Morgen (nach der auf Mit: 
telboden reduzirten Flaͤche). 
§ 9. Das auf dieſe Weiſe berechnete Kontingent der Gemeinde wird von 

dem Landrathe nach den Kreis-Kaffen-Etats u. ſ w. im Allgemeinen und beſonders 
mit Ruͤckſicht auf die danach bei andern Gemeinden entſtehenden Ab⸗ und Zus 
gaͤnge gepruͤft und feſtgeſetzt Der Landrath iſt hierbei dafuͤr verantwortlich, daß 
die feſtgeſetzten Kontingente ſaͤmmtlicher Stadt- und Landgemeinden und die 
Steuerbetraͤge der außerhalb des Gemein deverbandes befindlichen Beſitzungen des 
Kreiſes zuſammen dem von der Koͤniglichen Regierung vorher fuͤr den Kreis 
im Ganzen beſtimmten Kontingente gleichkommen. Gegen die Feſtſetzung des 
Landraths ſteht der Kommiſſion binnen vierzehn Tagen praͤkluſiviſcher Friſt der 
Rekurs an die Regierung offen, welche demnaͤchſt das Kontingent definitiv feſt⸗ 
uſetzen hat. 
DR 1 10. Das dergeſtalt feſtgeſtellte Steuer-Kontingent der Gemeinde wird 
mittelſt einer, nach dem anliegenden Schema b. angefertigten, fuͤr einen Zeitraum 
von fuͤnf Jahren eingerichteten Heberolle, auf die in dem Kataſter verzeichneten 
Beſitzungen nach Maßgabe ihrer Kataſtral-Ertraͤge gleichmaͤßig vertheilt. Waͤh⸗ 
rend der erſten zehn Jahre, in denen das der Gemeinde obliegende Grundſteuer⸗ 
Kontingent nach der gegenwaͤrtigen Anweiſung erhoben wird, darf jedoch zufolge 
§. S. der Verordnung vom 14. Oktober d. J. keine bisher ſteuerpflichtig gewe⸗ 
ſene Beſitzung zu einem hoͤheren als dem doppelten Betrage derjenigen Steuer⸗ 
ſumme herangezogen werden, welche darauf einſchließlich der nach §. 2. der ges 
dachten Verordnung etwa uͤbernommenen Grundſteuer von Praͤſtationen vor der 
Steuer⸗ Vertheilung haftete. Wenn daher bei Vergleichung der Spalten 4. 
und 6. der Heberolle ſich ergiebt, daß die eine oder andere Beſitzung eine höhere 
Grundſteuer übernehmen müßte, fo iſt letztere auf den zulaͤſſigen hoͤchſten Betrag 
zu ermaͤßigen, dieſer Betrag in Spalte 10., und der Betrag, um welchen die 
Steuer ermaͤßigt iſt, in Spalte 8. einzutragen. Die Summe der abgeſetzten 
Steuerbeträge wird demnächſt auf alle mit dem zulaͤſſigen hoͤchſten Beitrage zu 
dem Kontingente nicht belegte Beſitzungen, nach Maaßgabe ihrer in Spalte 6. 
berechneten Steuer, 3 vertheilt und das Reſultat dieſer Repartition 
in Spalte 10. verzeichnet. Fuͤhrt dieſe neue Vertheilung bei andern Grund— 
Eigenthuͤmern wiederum zu einer in den 4070 zehn Jahren unzulaͤſſigen Steuer⸗ 
Erhöhung, fo muß das vorbezeichnete Verfahren wiederholt und fo lange ſort⸗ 
geſetzt werden, bis jede Ueberbuͤrdung beſeitigt iſt. Die gefertigte Heberolle wird 
unter Beifuͤgung des Kataſters durch den Landrath der Regierung zur Prüfung 
und Vollziehung vorgelegt. 
Der Betrag der Grundſteuer, welche danach auf jede einzelne — 5 
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faͤlt, wird nach Vollziehung der Heberolle in die Spalte 11. des Kataſters 
eingetragen. 

k 2 11. Eine Erhöhung des Steuer-Kontingents der Gemeinde gegen 
die erfolgte Feſtſetzung tritt ein: N 

a) wenn Steuerbetraͤge, welche bei der 8. 3. der Verordnung vom 14. Ok⸗ 
tober d. J. vorgeſchriebenen Vertheilung der Praͤſtationsſteuer auf ſtrei⸗ 
tige Abgaben fallen, und daher von der Steuerſumme des berechtigten 
Guts vorlaͤufig nicht abzuſetzen ſind, in der Folge von dieſer Steuerſumme 
abgeſetzt und Beſitzungen, die zu der Gemeinde gehoͤren, auferlegt werden 
(§§. 4. 5. der Anweiſung zur Aufnahme der Kataſter von den außer 
dem Gemeinde⸗Verbande befindlichen Guͤtern); 
wenn innerhalb des Stadtbezirks belegene Grundſtuͤcke, die bis dahin zu 
einer für ſich beftehenden und deshalb im Kreis⸗Kataſter mit einem be⸗ 
ſondern Kontingente angeſetzten Beſitzung gehoͤrten, durch Gemeinheits⸗ 
theilungen, Veraͤußerungen oder andere Rechtsgeſchaͤfte auf die Gemeinde 
oder deren Mitglieder uͤbergehen und nach den dieſerhalb beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften eine Steuervertheilung eintritt; 

c) wenn innerhalb des Stadtbezirks belegene bisher ſteuerfreie Grundſtuͤcke 

ſteuerpflichtig werden und nicht mit einem beſondern Kontingente in das 
Kreis⸗Kataſter uͤbergehen; 3 
d) wenn Grundſtuͤcke anſtoßender Gemeinden durch Berichtigung oder Ver⸗ 

legung der Grenzen dem Stadtbezirk zugelegt werden. f 

In den Faͤllen zu b. und d. geht mit dem von der Gemeinde oder einem 
Mitgliede derſelben erworbenen Grundſtuͤcke ein ſeinem Ertrage entſprechender 
verhaͤltnißmaͤßiger Theil der Grundſteuer uͤber, welche auf der Beſitzung, von 
der das Grundſtuͤck abgezweigt worden, derzeit haftet. In dem Falle zu c. 
wird der ſteuerbare Ertrag des Grundſtuͤcks nach der Vorſchrift §. 5. ermittelt, 
und ſodann die demſelben aufzuerlegende Grundſteuer nach demſelben Verhaͤlt⸗ 
niſſe zu dem Ertrage feſtgeſtellt, nach welchem die zu der Gemeinde bereits ge⸗ 
hoͤrenden Beſitzungen bei Vertheilung des Gemeinde-Kontingents herangezogen 
worden find (SS. 14. 15. der Verordnung vom 14. Oktober d. J.). 

Der dergeſtalt berechnete Steuerbetrag wird in den Faͤllen zu b. und d. 
von der Steuerſumme des Guts oder dem Kontingente der Gemeinde, wozu 
das Grundſtuͤck fruͤher gehoͤrte, abgeſchrieben und dem Kontingente der Gemeinde, 
zu welcher das Grundſtuͤck nunmehr gehoͤrt, zugeſetzt. Die Zu⸗ und Abſchrei⸗ 
bung erfolgt nach der in dem Schema I. gegebenen Anleitung, und muß ins⸗ 
beſondere der zus und abgehende Steuerbetrag in Spalte 11. des Kataſters 
vermerkt werden. 5 t 

In gleicher Art wird in dem Falle zu c. in Betreff der dem ſteuerpflich⸗ 
tig gewordenen Grundſtuͤcke auferlegten Steuer und ſeines Ertrages mit der 
A verfahren, daß die vorſtehend angeordnete Abſchreibung der Steuer 
ortfaͤllt. 

Die in Zugang gekommenen Steuerbetraͤge muͤſſen in allen zu a. bis 
d. gedachten Faͤllen bis zu dem Eintritt einer anderweiten Vertheilung des Kon⸗ 
tingents (S. 15.) von denjenigen Perſonen entrichtet werden, welche ſich im Be⸗ 
ſitze der betreffenden Grundſtuͤcke befinden. 

(Nr. 2512.) §. 12. 
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$. 12. Eine Verminderung des feſtgeſtellten Steuer-Kontingents einer 
Gemeinde tritt ein: 

a) wenn bei der Gemeinde beſteuerte Grundſtuͤcke durch Gemeinheitstheilun— 
gen, Veraͤußerungen oder andere Rechtsgeſchaͤfte an eine innerhalb des 
Stadtbezirks belegene, im Kreis-Katafter mit einem beſondern Steuer: 
Kontingente verzeichnete Beſitzung uͤbergehen; 

b) wenn bisher bei der Gemeinde beſteuerte Grundſtuͤcke ſteuerfrei werden; 

c) wenn Grundſtuͤcke der Gemeinde durch Berichtigung oder Verlegung der 
Grenzen anderen Gemeinden zugelegt werden. 

In allen dieſen Faͤllen wird die Steuerſumme, welche auf dem betreffen⸗ 
den Grundſtuͤcke ruht, oder aber, wenn daſſelbe von einer groͤßeren Beſitzung 
abgezweigt wird, nach Verhaͤltniß des Ertrages der letzteren zu dem der abge— 
zweigten Parzelle, auf dieſe zu vertheilen iſt, von dem Kontingente der Gemeinde, 
zu welcher das Grundſtuͤck bisher gehörte, abgeſchrieben, und wenn daſſelbe nicht 
ſteuerfrei wird, dem Kontingente der Gemeinde oder des Guts, an welche das 
Grundſtuͤck übergeht, nach §. 11. zugeſetzt, danach auch die Berichtigung der be— 
treffenden Kataſterfolien bewirkt. 

§. 13. Wenn beſteuerte Gebaͤude abgebrochen oder durch Feuer ꝛc. gaͤnz⸗ 
lich zerſtoͤrt werden, ſo wird die darauf haftende Steuer vom 1. Januar des 
folgenden Jahres ab nicht mehr erhoben, der Kataſtral-Ertrag der Gebaͤude in 
Abgang gebracht und die fernere Steuer lediglich nach dem Kataſtral-Ertrage 
der außerdem noch etwa vorhandenen beſteuerten Gebäude und Ländereien be⸗ 
rechnet. 

9 Wohnhaͤuſer und andere ſteuerpflichtige Gebäude, welche auf bisher un- 
bebauten Plaͤtzen oder an der Stelle fruͤher vorhandener Gebaͤude neu erbaut 
werden, bleiben waͤhrend des Baues, in dem Jahre, wo ſie bezogen werden und 
außerdem noch zwei volle Kalenderjahre unbeſteuert (S. 18. der Verordnung 
vom 14 Oktober d. J). Nach Ablauf dieſer Friſt wird die, nach dem vorher 
ermittelten Kataſtral⸗Ertrage und dem in der Gemeinde beſtehenden Verhaͤltniſſe 
der N zum Ertrage, zu berechnende Steuer der neuen Gebäude in He— 
bung geſetzt. 

Das Gemeinde-Kontingent erleidet wegen der eben gedachten, ſowie we⸗ 
gen anderer Ab- und Zugänge, welche bei einzelnen zur Gemeinde gehörigen Bes 
ſitzungen vorkommen, keine Veränderung. N 

$. 14. Im Oktober jedes Jahres muß der Magiſtrat, mit Zuziehung 
zweier Deputirten der Stadtverordneten-Verſammlung (des Gemeinderaths) die 
bis dahin ſtattgefundenen Ab- und Zugänge (SS. 11. — 13.), ſoweit dieſerhalb 
eine Berichtigung des Kataſters nach §. 11. noch nicht bewirkt iſt, imgleichen 
die Uebergaͤnge ſteuerpflichtiger Grundſtuͤcke von einer ſteuerpfſichtigen Beſitzung 
zur anderen, in dem Kataſter nachtragen, und die Heberolle fuͤr das naͤchſte 
Jahr dadurch berichtigen, daß der jeder Beſitzung nach dem Kataſter für das 
naͤchſte Jahr obliegende jaͤhrliche und monatliche Beitrag zum Gemeindeſteuer— 
kontingente in die dazu beſtimmten Spalten der Heberolle eingetragen wird. 
Die berichtigte Heberolle iſt dem Landrathe zur Beſtaͤtigung vorzulegen. 

Die Magiſtraͤte ſind verpflichtet, den Gerichtsbehoͤrden Auszuͤge aus den 
Kataſtern unentgeldlich mitzutheilen. 

$. 15. 
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$. 15. Eine anderweite Vertheilung des Kontingents findet nur von 
fünf zu fünf Jahren ſtatt. Von dem Magiſtrate wird demgemaͤß, mit Zu⸗ 
ziehung zweier Deputirten der Stadtverordneten⸗Verſammlung (des Gemeinde⸗ 
raths) im November jedes fuͤnften Jahres das derzeit der Gemeinde obliegende 
Steuerkontingent auf alle alsdann vorhandene ſteuerpflichtige Gebäude und Laͤn⸗ 
dereien, nach Verhaͤltniß ihres im Kataſter verzeichneten Ertrages, ohne Be⸗ 
ruͤckſichtgung der inzwiſchen ſtattgefundenen Ablöfungen von Reallaſten, gleich 
maͤßig vertheilt; das erſte Mal jedoch mit der Maaßgabe, daß keine Beſitzung 
zu einem hoͤheren als dem doppelten Betrage der fruͤher entrichteten Steuer 
herangezogen werden darf ($. 10.). Nach dem Ergebniß dieſer Vertheilung 
wird die Heberolle für die naͤchſten fünf Jahre angefertigt, und unter Beifü- 
gung des Kataſters durch den Landrath der Regierung zur Beſtaͤtigung vor⸗ 
gelegt. Nach dem Inhalt der beftätigten Heberolle wird ſodann das Kataſter⸗ 
folium einer jeden Beſitzung dadurch berichtigt, daß der zufolge der anderweiten 
Vertheilung darauf fallende Steuerbetrag, unter Angabe der Jahreszahl 
(Spalte 2.) in die Spalte 11. eingetragen wird. Bei Beſitzungen, deren Zu⸗ 
ſtand durch mehrfache Ab- und Zugaͤnge an ſteuerbaren Realitaͤten weſentlich 
veraͤndert worden iſt, kann, zum Zweck einer leichteren Ueberſicht des vorhan⸗ 
denen Beſitzſtandes, eine Zuſammenſtellung der dazu gehoͤrigen Gebaͤude und 
Laͤndereien (Spalte 3. — 10.) mit der Eintragung des veränderten Steuerbetrages 
verbunden werden. 

§. 16. Wenn ſteuerpflichtige Grundſtuͤcke bei der erſten oder einer ſpaͤ⸗ 
tern Vertheilung des Kontingents uͤbergangen worden find, fo koͤnnen dieſelben 
mit der Steuer, welche auf Grundſtuͤcke von gleichem ſteuerbaren Ertrage gefallen 
iſt, nachtraͤglich belegt werden. Die in Folge deſſen, ſo wie wegen anderer 
Steuerzugaͤnge uͤber das Gemeindekontingent eingehenden Steuerbetraͤge fließen 
zur Gemeindekaſſe. Aus derſelben muͤſſen dagegen die wegen Uneinziehbarkeit 
oder aus anderen Gruͤnden ausfallenden Steuerbetraͤge berichtigt werden. Von 
dem verfaſſungsmaͤßigen Beſchluſſe der Kommunalbehoͤrden haͤngt es ſodann ab, 
ob die aus der Gemeindekaſſe gezahlten und durch Steueruͤberſchuͤſſe nicht gedeck⸗ 
ten Steuerausfaͤlle von den Grundſteuerpflichtigen wieder aufgebracht werden 
ſollen, in welchem Falle die Summe dieſer Ausfaͤlle in dem naͤchſten Jahre 
neben dem Gemeindekontingente, auf die ſteuerbaren Beſitzungen verhaͤltnißmaͤßig 
vertheilt wird. i 

$. 17. Ueber den Zeitpunkt, wann, und über die Maaßgaben, unter 
welchen eine umfaffendere allgemeine Reviſion der Kataſtralertraͤge, mit Ruͤckſicht 
auf die inzwiſchen eingetretenen Veraͤnderungen im ſteuerbaren Ertrage der 
Beſitzungen und in dem Betrage der darauf ruhenden Reallaſten eintreten 
wird, bleiben die näheren Vorſchriften vorbehalten. 

Berlin, den 18. Oktober 1844. 


Der Finanzminiſter. 
Flottwell. 
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Regierungsbezirk. 
Kreis .. 


Kataſter der Gebäude und 


Folium 1. . Zur Befigung gehören gegenwärtig: 
m Vorname, Stand, 4 an Gebäuden. | an Ländereien. 
ohnort — 
hnor und Hausnummer 5 | Begeichnun Bezeichnung 555 Kulturart Jubel Ertrag 
Eigenthümers. 2 derselben derſelben. 
65 
1 2. 90 4. 3. | 
» Thlr. Morg. a ER; bt 
— — — du——ů——ůꝛ3. ———— 
| 
Fromm, Michael, Bürger und [18 ..] ein Wohnhaus | 30 Aecker 68 — 
Schmidt zu N. N. Nr. 2. eine Schmiede 5 I Wieſen 10 — 
Eigenthumsw eine Scheune — Gärten 1190 
Kine len ein Stall I] Holzung — — 
1) Die Beſitzung ift nach dem Tode — — Ditung A 
des Michael Fromm im Jahre 35 ſonſtige Kultur⸗ 
18... auf deffen alleinigen Er⸗ 9200 5 
ben, den Bürger und Schmidt R 
Ludwig Fromm, übergegangen. ee 
2) Ludwig Fromm hat die Beſiz⸗ 
zung mittelſt gerichtlichen Ver⸗ 
trages vom 15. Februar 18. 
an den Schmidt Carl Stille 
veräußert. 18. Zugang 
ein Wohnhaus 2) 
Wieſe 5 — 5 — 
Acker 2 —— 15 
Acker 5 — AN — 
Abgang 
eine Schmiede FF 
Acker 4 = 35 — 
Wieſe — 50 — 10 
Wieſe arne 


Mithin iſt pro 18... 


Schema a. 
Ländereien der Stade. 


Die a 
Der der 86. Es bleibt 


Ertrag 7 mithin 
der ganzen Eh ſten als Dr 
Befigung F haben eis barer 


Anerkenntniß des Grundbe— 


ln Zugang. — — Abgang. 


Erläuterung des — des Bu. nub-Abgangs. und Abgang. 
ſitzers und Bemerkungen. 


beträgt den de trag ans beträgt: 
mithin: Am 110 d⸗ zunehmen. di Woher 3555 Wohin 
8. 14. 5 
Thlr. Sgr. 25 Cr. Ai. 155 Tblr. re JJ) . pass a er 12. 105 


gulir. mit der 
Gemeinde N. N. 


130 —4 80 15] 65 — 5 15— 

... 20 118. . neu erbaut. 

— — 1 — 4 —1 — ! 6/—J18.. von Folium 3. 
erworben. 

— —1—— — 151 — 1018. . durch Grenzre⸗ 


4 e e . e 18. e One 
2 e ; 10 250 
5 a 3 . . 8. abgebrannt. 
22 Folium 4. 
— 1 4 e 18. veräußert. 
e ana 18. durch Grenzre⸗ 
ulirung an die 
| ER GemeindeN.N 
— /—[ — /—1 4 |-1 — 6. IB: jan das Gut 
— * . 
13 |10] — |19]10 
Bleibt Zugang | 15 | 5] — 20 — 
ſteuerbarer | 6 
Aufgenommen im.. 184 
von der Schätzungskommiſſion zu . 
(Unterſchriften.) 
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Regierungsbezirk 
Kreis 


Folium des Kataſters. 
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9 Ade g 


Grundſteuer-Heberolle 
für das 


Der Die bisherige Nach Die 


Sn es M 2 5 in Spalte 6. berechnete 
ichti einſchließlich | dem Kataſter e p ö 
Steuerpflichtigen der in Folge [beträgt der ii a he Steuer 
der gegenwär⸗] ſteuerbare 8 
tigen Reguli⸗ Ertr wem 
8 rtrag pro 18 
Namen Wohnort en pro 18... zn ent 272 = wich 

amd Haus- | tiongfteuer. fein. ermäßigt um 


Vornamen. nummer. 
. Thlr. ſar. pf. Thlr. far. pf. Thlr. far. pf. ] Thlr. far. pf. Thlr. far. pf. 


Jacob Müller 
Ludwig es 8 18.) 

Wilhelm Krauſe 
Carl 1 F 5 
Friedrich Wein lich.. 
Gottfried Aben. 
Peter Schneider 
Johann Kr aue 
Friedrich Schuſter 
Johann Rinder (pro 18.) 

Abel. 


FREE 


Johann Kunz 


Summa] 1500 —— aan. — 11500 ——1 16620 — 66 20 — 


Nachtrag. i 
Abraham Sander . . . N. N. — —— ll — d-1— 1-1 1-1 — 
Rudolph Heuſer (pro 18.) J | 
Leopold Faber de | — --- 


Bemerkung: 
Nach Ablauf von 10 Jahren fallen die Spalten 3. 7. 8. 9. und 10. 
fort, und die Spalte 6. erhält die Ueberſchriſt: „Nach Maaßgabe des 
ſteuerbaren Ertrages find pro 18 .., zu entrichten.“ 
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(Nr. 2513.) Anweiſung zur Feſtſtellung der Grundſteuer-Kontingente der Landgemeinden in 
der Provinz Poſen und zur Spezial-Veranlagung der kontingentirten 
Steuerſumme. Vom 18. Oktober 1844. 


U. die Verordnung wegen anderweiter Regulirung der Grundſteuer in der 
Provinz Poſen vom 14. Oktober d. J. in den Landgemeinden zur Ausfuͤhrung 
zu bringen, wird nachſtehende Anweiſung ertheilt: 

§. 1. In jeder Landgemeinde, in welcher die Vertheilung des Steuer⸗ 
Kontingents nach den S$. 9. und 11. der Verordnung vom 14. Oktober d. J. 
zulaͤſſig iſt, wird eine Schaͤtzungs-Kommiſſion b 

a) aus dem Diſtrikts-Kommiſſarius, 

b) aus dem Ortsſchulzen, und 

c) aus zwei Gemeinde⸗Deputirten 
gebildet. Behufs der Beſtellung der Gemeinde⸗Deputirten treten ſaͤmmtliche in 
der Gemeinde angeſeſſene Wirthe, welche mehr als einen Morgen Land beſitzen, 
zuſammen, und bringen aus ihrer Mitte vier mit den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen 
genau bekannte Männer in Vorſchlag, aus denen der Landrath die beiden zu e. 
gedachten Deputirten waͤhlt. 

Kommen in der Gemeinde zwei verſchiedene Klaſſen von Grundbeſitzern 
vor, ſo iſt wo moͤglich aus jeder Klaſſe ein Deputirter zu beſtellen. Beim Vor⸗ 
handenſein von mehr als zwei Klaſſen iſt der Landrath, wenn er es fuͤr noͤthig 
erachtet, befugt, aus der Mitte derjenigen Grundbeſitzer, zu denen die beiden 
erwaͤhlten Deputirten nicht gehören, noch einen dritten Deputirten zu ernennen. 

§. 2. Die Kommiſſion beginnt ihr Geſchaͤft damit, die Eigenthuͤmer 
ſaͤmmtlicher innerhalb des Ortsbezirks (der Orts⸗Feldmark) belegenen Grundſtuͤcke 
in ein nach dem Schema J. anzulegendes Kataſter einzutragen, und zwar in 
folgender Ordnung: 

a) die Eigenthuͤmer der Haͤuſer, zu denen Ländereien gehören; 

b) die Eigenthuͤmer der Haͤuſer, mit denen keine Laͤndereien, oder doch 

nur unmittelbar daran ſtoßende Gaͤrten verbunden ſind; 

c) die Grundeigenthuͤmer, welche zwar im Ortsbezirke wohnen, darin aber 

kein Haus, ſondern nur andere Grundſtuͤcke beſitzen; 

d) die Grundeigenthuͤmer, welche innerhalb des Ortsbezirks Grundſtuͤcke 

beſitzen, aber außerhalb deſſelben wohnen; ferner in einem Anhange: 
e) die Eigenthuͤmer der innerhalb des Ortsbezirks belegenen, fuͤr ſich beſtehen⸗ 
den und deshalb zum Gemeinde⸗Kontingente nicht beitragenden Grund⸗ 
ſtuͤcke (S. 1. zu a. der Verordnung vom 14. Oktober d. J.); 

) die Eigenthuͤmer der im Ortsbezirke vorhandenen ſteuerfreien Beſitzun⸗ 
gen und Grundſtuͤcke ($. 13. a. a. O.). 

Jeder Eigenthuͤmer erhaͤlt im Kataſter ein beſonderes Folium mit einer 
unveraͤnderli en Nummer. Mehrere Folien bleiben am Schluſſe des Kataſters 
unausgefuͤllt für Beſitzungen, die nach der Aufnahme des Kataſters entſtehen und 
ur Uebertragung von Folien, welche für die vorkommenden Ab⸗ und Zuſchrei⸗ 

ungen nicht mehr hinreichenden Raum gewaͤhren. In dieſem Falle wird der 
zur Zeit der Uebertragung wirklich vorhandene Beſtand der Beſitzung von dem 
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bisherigen Folium auf das neue Folium uͤbernommen und bei dem erſteren auf 
das letztere, ſo wie umgekehrt, bei dem letzteren auf das erſtere hingewieſen. 

$. 3. Demnaͤchſt hat die Kommiſſion bei jedem im Kataſter verzeichne⸗ 
ten Eigenthuͤmer, unter Benutzung der für die Feuer⸗Sozietaͤt gefertigten Ber 
ſchreibungen, die ihm gehoͤrigen Gebaͤude nach ihren Gattungen in Spalte 3. 
aufzuführen und die verſchiedenen Kulturarten der Laͤndereien (als Acker, Wieſen, 
Gaͤrten, Holzung, Huͤtung ꝛc.) in Spalte 4, deren Flaͤchen-Inhalt aber in 
Spalte 5. einzutragen. 

Der Flaͤchen⸗Inhalt der Grundſtuͤcke wird aus den vorhandenen Ver⸗ 
meſſungs-Regiſtern entnommen, oder in deren Ermangelung unter Beruͤckſichti⸗ 
gung der in den Jahren 1834. und 1835. erfolgten Aufnahmen nach der Aus⸗ 
ſaat, nach der Zahl der Tagewerke beim Pflügen, Saͤen, Maͤhen u. ſ. w., oder 
durch Abſchreitung, oder endlich nach dem Augenmaaße feſtgeſtellt. 

; Kann der Flaͤchen-Inhalt nicht füglih für jede Kulturart beſonders ers 
mittelt werden, ſo genuͤgt deſſen Feſtſtellung fuͤr jede Beſitzung im Ganzen. 

Bei den fuͤr ſich beſtehenden und deshalb anderweit kataſtrirten Beſitzun⸗ 
gen (S. 2. ad e.) ift überall nur eine ſummariſche Angabe der Gebaͤudezahl und des 
Flaͤchen⸗Inhalts der Laͤndereien (ohne Unterſcheidung der Kulturarten) erforderlich. 

§. 4. Die Kommiſſion muß ſich durch eine genaue Begehung der Br 
mark, durch Erkundigungen ꝛc. davon überzeugen, daß kein innerhalb des Orts⸗ 
Bezirks belegenes Gebaͤude oder Grundſtuͤck unberuͤckſichtigt geblieben iſt, auch ge⸗ 
nau prüfen, ob außerhalb des Ortsbezirks belegene Grundſtuͤcke zu den Be⸗ 
ſitzungen der Grundeigenthuͤmer als bei denſelben beſteuerte Pertinenzien gehören, 
und welchen Flaͤchen⸗Inhalt dieſelben haben. 

Jeder Grundeigenthuͤmer hat durch ſeine Unterſchrift in der Spalte 14. 
des Kataſters die Richtigkeit der ihm zugeſchriebenen Gebaͤude und Laͤndereien 
anzuerkennen. 5 . 

§. 5. Sobald die Kommiſſion ſich von der Vollſtaͤndigkeit ihrer Ermit⸗ 
telungen überzeugt hat, wird zur Schaͤtzung des ſteuerbaren Ertrages der Laͤnde⸗ 
reien einer jeden Beſitzung geſchritten. 

Bei dieſer Schaͤtzung iſt von folgenden Grundſaͤtzen auszugehen: 

a) Als ſteuerbarer Ertrag wird der jaͤhrliche Pachtbetrag angenommen, 
welchen die Ländereien einer jeden Beſitzung unter Beruͤckſichtigung der 
oͤrtlichen Verhaͤltniſſe, nach dem Ermeſſen der Kommiſſion nachhaltig 
zu gewaͤhren im Stande ſind. 

b) Bei Feſtſtellung des ſteuerbaren Ertrages der Beſitzungen iſt auch auf 
die darauf haftenden Neallaften Ruͤckſicht zu nehmen; jedoch mit der 
Maaßgabe, daß der an ſich ermittelte Ertrag einer Beſitzung, wegen 
der darauf haftenden Reallaſten, hoͤchſtens um die Hälfte ermäßigt 
werden darf. 5 g 

e) Ueberhaupt kommt es nicht unbedingt auf den zur Zeit bei den einzel⸗ 
nen Beſitzungen nachzuweiſenden Ertrag, ſondern hauptſaͤchlich auf ein 
richtiges Verhaͤltniß zwiſchen den Ergebniſſen der Schaͤtzung fuͤr alle 
zur Gemeinde gehörenden Beſitzungen an. | 

Die Ergebniſſe der Schägung werden in die Spalten 6. 7. und 8. des 
Kataſters Jeingetragen. 

(Nr. 2512.) §. 6. 
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8.6. Auch diejenigen innerhalb des Ortsbezirks belegenen Grundſtuͤcke, 
welche zu einer außerhalb derſelben belegenen Beſitzung gehoͤren und bisher durch 
die Grundſteuer dieſer Beſitzung mitbetroffen worden ſind, werden beſonders 
abgeſchaͤtz. Sollten dieſe Grundſtuͤcke von beſonders guter und von beſonders 
ſchlechter Beſchaffenheit ſeyn, fo werden fie nach Maaßgabe ihres Ertrages oder 
Kapitalwerthes, auf Laͤndereien von mittlerer Boden-Beſchaffenheit reduzirt. 
Der wirkliche und reduzirte Flaͤchen⸗-Inhalt ſolcher Grundſtuͤcke wird demnaͤchſt 
den Kommiſſionen der Gemeinden, bei welchen dieſe Grundſtuͤcke bisher zur 
Steuer herangezogen worden ſind, zur Anerkennung der Richtigkeit vorgelegt. 
Wird die Anerkennung verweigert, ſo entſcheidet der Landrath. 

Finden ſich dagegen Grundſtuͤcke, die bisher in einer andern Gemeinde 
beſteuert worden find, fo wird die Schaͤtzungs-Kommiſſion der andern Gemeinde 
veranlaßt, die Abſchätzung des Flaͤchen⸗Inhalts der Grundſtuͤcke vorzunehmen 
und zur Anerkennung der Richtigkeit mitzutheilen. 

§. 7. Das vollendete Kataſter wird, nach vorheriger Bekanntmachung, 
beim Ortsſchulzen vier Wochen hindurch zur Einſicht offen gelegt, und jedem Ber 
theiligten binnen dieſer Friſt die Anbringung von Reklamationen gegen die Schaͤtzung 
ſeiner Grundſtuͤcke freigeſtellt. 

Außerhalb der Gemeinde wohnende Grundeigenthuͤmer ſind von dem 
Ergebniß der Schaͤtzung ihrer innerhalb des Gemeindebezirks belegenen Grund⸗ 
ſtuͤcke, der Offenlegung des Kataſters und der Reklamationsfriſt durch beſondere 
Benachrichtigung in Kenntniß zu ſetzen. 

Auf die eingehenden Reklamationen entſcheidet der Landrath nach Anhoͤ⸗ 
rung der Schaͤtzungs-Kommiſſion. Gegen dieſe Entſcheidung findet nur noch 
der Rekurs an die Regierung ſtatt. 

S. 8. Hiernaͤchſt wird das, jeder Landgemeinde obliegende Steuer⸗ 
Kontingent durch Zuſammenrechnung der Rauchfangsſteuer, der Ofiara und der 
uͤbrigen im §. 1. der Verordnung vom 14. Oktober d. J. namhaft gemachten 
Grundſteuern jedes Orts nach demjenigen Betrage feſtgeſtellt, welcher bei der in 
den Jahren 1834. und 1835. erfolgten Aufnahme neuer Rauchfangsſteuer⸗ 
Kataſter und durch ſpaͤtere Berichtigungen ermittelt iſt. Dieſem Steuerbetrage 
wird zugeſetzt: 

a) die Rauchfangsſteuer von neuen bereits vollendeten Bau-Anlagen, welche 
wegen der Freijahre noch nicht zur Hebung kommt, und bis nach Ab— 
lauf derſelben auf den Remiſſionsfonds übernommen wird ($. 21. der 
Verordnung vom 14. Oktober d. J.); l 

b) die Grundſteuer für ſolche innerhalb des Ortsbezirks befegenen Grund: 
ſtuͤcke, welche bisher durch die in andern Gemeinden entrichtete Grund— 
ſteuer betroffen wurden, mit 14 Sgr. für den Morgen (nach der auf 
Mittelboden reduzirten Flaͤche); f 

e) der Geſammtbetrag der wegen der bisherigen Praͤſtation der Gemeinde 
auf die praͤſtationspflichtigen Grundſtuͤcke der letztern übergehenden 
Steuer ($$. 2. und 6. der Verordnung vom 14. Oktober d J. und 
den SS. 4. und 5. der Anweiſung zur Aufnahme der Grundſteuer⸗ 
Kataſter und Heberollen von den einzelnen außer dem Gemeinde⸗Ver⸗ 
bande liegenden Gütern). 
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Von der bisherigen Steuerſumme wird dagegen abgeſetzt: 

a) der Steuerbetrag, welcher fuͤr die innerhalb des Ortsbezirks belegenen 
nach S. 1. der Verordnung vom 14. Oktober d. J. mit einem beſon⸗ 
deren Steuer⸗Kontingente im Kreis⸗Kataſter anzuſetzenden Güter oder 
für die nach §. 13. derſelben Verordnung von der Beſteuerung gaͤnz⸗ 
lich zu entbindenden Grundſtuͤcke bisher der Gemeinde zur Laſt ge⸗ 
ſchrieben war; 

b) die Grundſteuer für die außerhalb des Ortsbezirks belegenen Grund⸗ 
ſtuͤcke, welche bisher durch die bei der Gemeinde entrichtete Grundſteuer 
mitbetroffen wurden, mit 14 Sgr. für den Morgen (nach der auf 
Mittelboden reduzirten Flaͤche). 

§. 9. Das auf dieſe Weiſe berechnete Kontingent der Gemeinde wird 
von dem Landrathe nach den Kreiskaſſen⸗Etats u. ſ. w. im Allgemeinen und be⸗ 
ſonders mit Ruͤckſicht auf die danach bei andern Gemeinden entſtehenden Ab⸗ 
und Zugänge geprüft und feſtgeſetzt. Der Landrath ift hierbei dafür verantwort— 
lich, daß die feſtgeſetzten Kontingente ſaͤmmtlicher Stadt- und Landgemeinden 
und die Steuerbetraͤge der außerhalb des Gemeinde-Verbandes befindlichen Be⸗ 
ſitzungen des Kreiſes zuſammen dem von der Koͤniglichen Regierung vorher für 
den Kreis im Ganzen beſtimmten Kontingente gleichkommen. Gegen die Feſt⸗ 
ſetzung des Landraths ſteht der Kommiſſion binnen vierzehn Tagen praͤkluſiviſcher 
Friſt der Rekurs an die Regierung offen, welche demnaͤchſt das Kontingent 
definitiv feſtzuſetzen hat. i 0 

§. 10. Aus dem feftgeftellten Kontingente der Gemeinde wird zuvoͤrderſt 
für jedes ganz oder zum Theil zur Bewohnung eingerichtete Gebaͤude eine Haus⸗ 
ſteuer von Zwanzig Silbergroſchen, ausnahmsweiſe die nach dem Miethswerthe 
berechnete Hausſteuer (S. 9. der Verordnung vom 14. Oktober d. J.), ausge⸗ 

n. fondert und in Spalte 6. der nach dem anliegenden Schema II. angefertigten, 
fuͤr den Zeitraum von fuͤnf Jahren eingerichteten Heberolle eingetragen. 

Der nach Ausſonderung der Hausſteuer verbleibende Betrag des Kon— 
tingents wird auf die in dem Kataſter verzeichneten Beſitzungen, die nicht blos 
gus einem Haufe und unmittelbar daran ſtoßenden Garten beſtehen, nach 
Verhaͤltniß des Ertrages der dazu gehoͤrenden Laͤndereien, gleichmaͤßig vertheilt, 
und die jede Beſitzung treffende Steuer in Spalte 7. der Heberolle eingetragen. 

Waͤhrend der erſten zehn Jahre, in denen das der Gemeinde obliegende 
Grundſteuer-Kontingent nach der gegenwaͤrtigen Anweiſung erhoben wird, darf 
jedoch zufolge §. 9. der Verordnung vom 14. Oktober d. J. keine bisher 
ſteuerpflichtig geweſene Beſitzung zu einem höheren als dem doppelten Betrage 
derjenigen Steuerſumme herangezogen werden, welche darauf einſchließlich der 
nach S. 2. der gedachten Verordnung etwa uͤbernommenen Grundſteuer von 
Praͤſtationen, vor der Steuervertheilung haftete. b 

Wenn daher bei Vergleichung der Spalte 4. mit 6. und 7. der Hebe⸗ 
Rolle ſich ergiebt, daß die eine oder andere Beſitzung eine höhere Steuer über: 
nehmen müßte, fo iſt letztere, einſchließlich der Hausſteuer auf den zulaͤſſigen 
hoͤchſten Betrag zu ermaͤßigen, dieſer Betrag in Spalte 11. und der Betrag, 
um welchen die Steuer ermaͤßigt iſt, in Spalte 9. einzutragen. Die Summe 
der abgeſetzten Steuerbetraͤge wird demnaͤchſt auf alle mit dem zulaͤſſig hoͤchſten 
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Beitrage zu dem Kontigente nicht belegte Beſitzungen nach Maaßgabe ihrer 
in Spalte 6. und 7. berechneten Steuer, fernerweit vertheilt und das Reſultat 
dieſer Repartition in Spalte 11. verzeichnet. Fuͤhrt dieſe neue Vertheilung 
bei anderen Grundeigenthuͤmern wiederum zu einer in den erſten zehn Jahren 
unzuläſſigen Steuer⸗Erhoͤhung, fo muß das vorbezeichnete Verfahren wiederholt 
und ſo lange fortgeſetzt werden, bis jede Ueberbuͤrdung beſeitigt iſt. Die gefer⸗ 
tigte Heberolle wird unter Beifuͤgung des Kataſters durch den Landrath der 
Regierung zur Pruͤfung und Vollziehung vorgelegt. 

Der Betrag der Grundſteuer, welche danach auf jede einzelne Beſitzung 
fälle, wird nach Vollziehung der Heberolle in die Spalte 9. des Kataſters 
eingetragen f 

§. 11. Eine Erhöhung des feſtgeſtellten Steuer-Kontingents der Ges 
meinde tritt ein: 

a) wenn Steuerbetraͤge, welche bei der §. 3. der Verordnung vom 14. Ok⸗ 
tober d. J. vorgeſchriebenen Vertheilung der Praͤſtationsſteuer auf 
ſtreitige Abgaben fallen, und daher von der Steuerſumme des berech⸗ 
tigten Guts vorlaͤufig nicht abzuſetzen ſind, in der Folge von dieſer 
Steuerſumme abgeſetzt, und Beſitzungen (die zu der Gemeinde gehoͤ⸗ 
ren) auferlegt werden ($$. A. 5. der Anweiſung zur Aufnahme der 
Kataſter, von den außer dem Gemeinde-Verbande befindlichen Gütern); 
wenn innerhalb des Ortsbezirks belegene Grundſtuͤcke, die bis dahin 
zu einer für ſich beſtehenden und deshalb im Kreis-Kataſter mit einem 
beſondern Kontingente angeſetzten Beſitzung gehörten, durch Gemein- 
heitstheilungen, Veräußerungen oder andere Rechtsgeſchaͤfte auf die Ger 
meinde oder deren Mitglieder uͤbergehen, und nach den dieſerhalb be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften eine Steuervertheilung eintritt; 

ch) wenn innerhalb des Ortsbezirks belegene bisher ſteuerfreie Grundſtuͤcke 

ſteuerpflichtig werden, und nicht mit einem beſondern Kontingente in 
das Kreis⸗Kataſter uͤbergehen; 

d) wenn Grundſtuͤcke anſtoßender Gemeinden, durch Berichtigung oder 

Verlegung der Grenzen dem Ortsbezirke zugelegt werden. 

In den Faͤllen zu b. und d. geht mit dem von der Gemeinde oder einem 
Mitgliede derſelben erworbenen Grundſtuͤcke ein ſeinem Ertrage entſprechender 
verhaͤltnißmaͤßiger Theil der Grundſteuer uͤber, welche auf der Beſitzung, von 
der das Grundſtuͤck abgezweigt worden, derzeit haftet. In dem Falle zu c. wird 
der ſteuerbare Ertrag des Grundſtuͤcks nach der Vorſchrift §. 5. ermittelt, und 
ſodann die demſelben aufzuerlegende Grundſteuer nach demſelben DVerhältniffe 
zu dem Ertrage feſtgeſtellt, nach welchem die zu der Gemeinde bereits gehoͤrenden 
Beſitzungen bei Vertheilung des Gemeinde-Kontingents herangezogen worden 
find (Ss. 14. 15. der Verordnung vom 14. Oktober d. J.). 

Der dergeſtalt berechnete Steuerbetrag wird in den Faͤllen zu b. und d. 
von der Steuerſumme des Guts oder dem Kontingente der Gemeinde, wozu 
das Grundſtuͤck gehoͤrte, abgeſchrieben und dem Kontingente der Gemeinde, zu 
welcher das Grundſtuͤck nunmehr gehoͤrt, zugeſetzt. Die Zu- und Abſchreibung 
erfolgt nach der in dem Schema J. gegebenen Anleitung und muß insbeſondere 
der zu- und abgehende Steuerbetrag in Spalte 9. des Kataſters vermerkt werden. 

In 
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In gleicher Art wird in dem Falle zu e., in Betreff der dem ſteuerpflich⸗ 
tig gewordenen Grundſtuͤcke auferlegten Steuer und ſeines Ertrages mit der 
r verfahren, daß die vorſtehend angeordnete Abſchreibung der Steuer 
ortfaͤllt. 
Die in Zugang gekommenen Steuerbetraͤge muͤſſen in allen zu a. bis d. 
gedachten Fällen bis zu dem Eintritt einer anderweiten Vertheilung des Kon⸗ 
tingents (S. 15.) von denjenigen Perſonen entrichtet werden, welche ſich im Be- 
ſitze der betreffenden Grundſtuͤcke befinden. 

$. 12. Eine Verminderung des feſtgeſtellten Steuer-Kontingents einer 
Gemeinde tritt ein: a 

a) wenn bei der Gemeinde beſteuerte Grundſtuͤcke durch Gemeinheitsthei⸗ 

lungen, Veraͤußerungen oder andere Rechtsgeſchaͤfte an eine innerhalb 
des Ortsbezirks belegene, im Kreis-Kataſter mit einem beſondern 
Steuer⸗Kontingente verzeichnete Beſitzung uͤbergehen; 

b) wenn bisher bei der Gemeinde beſteuerte Grundſtaͤcke ſteuerfrei werden; 

c) wenn Grundſtuͤcke der Gemeinde durch Berichtigung oder Verlegung 

der Grenzen anderen Gemeinden zugelegt werden. 

In allen dieſen Faͤllen wird die Steuerſumme, welche auf dem betreffen⸗ 
den Grundſtuͤcke ruht, oder aber, wenn daſſelbe von einer groͤßeren Beſitzung ab⸗ 
gezweigt wird, nach Verhaͤltniß des Ertrages der letzteren zu der abgezweigten 
Parzelle, auf dieſe zu vertheilen iſt, von dem Kontingente der Gemeinde, zu wel⸗ 
cher das Grundſtuͤck bisher gehoͤrte, abgeſchrieben, und, wenn daſſelbe nicht ſteuer⸗ 
frei wird, dem Kontingente der Gemeinde und des Guts, an welche das Grund⸗ 
ſtuͤck übergeht, nach S. 11. zugeſetzt, danach auch die Berichtigung der betreffenden 
Kataſter⸗Folien bewirkt. 

§. 13. Wenn beſteuerte Gebäude abgebrochen oder durch Feuer de. 
gaͤnzlich zerftört worden, ſo wird die darauf haftende Hausſteuer vom 1. Ja⸗ 
nuar des folgenden Jahres nicht mehr erhoben. 

Wohnhaͤuſer, welche auf bisher unbebauten Plaͤtzen oder an der Stelle 
fruͤher vorhandener Gebaͤude neu erbaut werden, bleiben waͤhrend des Baues, 
in dem Jahre, in welchem ſie bezogen werden, und außerdem noch volle zwei 
Jahre unbeſteuert. Nach Ablauf dieſer Friſt werden fie zu der nach S. 10. zu 
veranlagenden Hausſteuer herangezogen. 

Das Gemeindekontingent erleidet wegen der eben gedachten, ſo wie wegen 
anderer Ab⸗ und Zugaͤnge, welche bei einzelnen, zur Gemeinde gehoͤrenden Be⸗ 
ſitzungen vorkommen, keine Aenderung. 5 A 

$. 14. Im Oktober jedes Jahres muß der Diſtriktskommiſſarius mit 
Zuziehung des Drtsfhulzen die bis dahin ſtattgefundenen Ab⸗ und Zugänge 
(58. 11.—13.), ſoweit dieſerhalb eine Berichtigung des Kataſters nach §. 11. 
noch nicht bewirkt iſt, imgleichen die inzwiſchen eingetretenen Uebergaͤnge ſteuer⸗ 
pflichtiger Grundſtuͤcke von einer Beſitzung zur andern, in dem Kataſter nach⸗ 
tragen, und die Heberolle fuͤr das naͤchſte Jahr dadurch berichtigen, daß der 
jeder Beſitzung nach dem Kataſter fuͤr das naͤchſte Jahr obliegende jaͤhrliche und 
monatliche Beitrag zum Gemeinde-Steuerkontingente in die dazu beſtimmten 
Spalten der Heberolle eingetragen wird. Die berichtigte Heberolle iſt dem 
Landrathe zur Beſtaͤtigung vorzulegen. 
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Die Diſtriktskommiſſarien find verpflichtet, den Gerichtsbehoͤrden Auszüge 
aus den Kataſtern unentgeltlich mitzutheilen. 

§. 15. Eine anderweite Vertheilung des Kontingents findet nur von 
fünf zu fünf Jahren ſtatt. Von dem Diſtriktskommiſſarius wird demgemaͤß, mit 
Zuziehung des Ortsſchulzen, das derzeit der Gemeinde obliegende Steuer-Kon⸗ 
tingent, nach Ausſonderung der Hausſteuer fuͤr jedes ganz oder zum Theil zur 
Bewohnung eingerichtete Gebaͤude auf alle alsdann vorhandene Beſitzungen, 
die nicht blos aus einem Hauſe nebſt daran ſtoßenden Garten beſtehen, nach 
Verhaͤltniß des im Kataſter verzeichneten Ertrages ohne Beruͤckſichtigung der 
inzwiſchen ſtattgefundenen Abloͤſungen von Reallaſten, gleichmaͤßig vertheilt; das 
erſte Mal jedoch mit der Maaßgabe, daß keine Beſitzungen zu einem hoͤheren 
als dem doppelten Betrage der fruͤher entrichteten Steuer herangezogen werden 
darf (S. 10.). Nach dem Ergebniß dieſer Vertheilung wird die Heberolle für 
die naͤchſten fuͤnf Jahre angefertigt, und unter Beifuͤgung des Kataſters durch 
den Landrath der Regierung zur Beſtaͤtigung vorgelegt. Nach dem Inhalte 
der beftätigten Heberolle wird ſodann das Kataſterfolium einer jeden Beſitzung 
dadurch berichtigt, daß der zufolge der anderweiten Vertheilung darauf fallende 
Grundſteuerbetrag unter Angabe der Jahreszahl (Spalte 2.) in die Spalte 9. 
. eingetragen wird. Bei Beſitzungen, deren Zuſtand durch mehrere Ab- und 
Zugänge an ſteuerbaren Realitaͤten weſentlich verändert worden iſt, kann zum 
Zweck einer leichteren Ueberſicht des vorhandenen Beſitzſtandes, eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der dazu gehörigen Gebaͤude und Ländereien (Spalte 3. — 8.) mit der 
Eintragung des veraͤnderten Grundſteuerbetrages verbunden werden. 

§. 16. Wenn ſteuerpflichtige Grundſtuͤcke bei der erſten oder einer ſpaͤ⸗ 
tern Vertheilung des Kontingents uͤbergangen worden ſind, ſo koͤnnen dieſelben 
mit der Steuer, welche auf Grundſtuͤcke von gleichem ſteuerbaren Betrage 
gefallen iſt, nachtraͤglich belegt werden. Die in Folge deſſen uͤber das Ge⸗ 
meinde⸗Kontingent eingehenden Steuerbetraͤge ſo wie die Zugaͤnge zur Haus⸗ 
ſteuer wegen neu entſtandener Wohngebaͤude, fließen zur Gemeindekaſſe. Aus 
derſelben oder durch verſtaͤrkte Beitraͤge der ſteuerpflichtigen Beſitzungen, muͤſſen 
dagegen die wegen Uneinziehbarkeit oder aus andern Gruͤnden entſtehenden Aus⸗ 
fälle an dem Gemeinde⸗Kontingente berichtigt werden. 

§. 17. Ueber den Zeitpunkt, wann und uͤber die Maaßgaben, unter 
welchen eine umfaſſendere allgemeine Reviſion der eee mit Ruͤckſicht 
auf die inzwiſchen eingetretenen Veraͤnderungen im ſteuerbaren Ertrage der Be⸗ 
ſitzungen und in dem Betrage der darauf ruhenden Reallaſten eintreten wird, 
bleiben die naͤheren Vorſchriften vorbehalten. 

Berlin, den 18. Oktober 1844. 


Der Finanzminiſter. 
Flottwell. 
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Schema I. 


Regierungsbezirk. 
Kreis 


Kalt a ſt ee r 


der 


Gebäude und Ländereien in der Gemeine N. N. 


Aufgenommen im Jahre 18 
von der Steuer⸗Vertheilungs-Kommiſſion 


(Unterſchriften.) 


(Fr. 2813.) Fol. 1. 


Folium 1. 


Namen, Vornamen, 
Stand, Wohnort 


Zur Beſitzung gehören: 


an Ländereien. 
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Michael Fromm im . er % 
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Regierungsbezirk 
F. 2e 


Grundſteuer-Heberolle 


für das 
Von der Spalte A. verzeich⸗ 
Der Steuerpflichtigen disherlge Der neten Steuer iſt zu 
Foliu mn •gü STEUER SHE ſteuerbare entrichten: 
trägt ein⸗ Ertrag der Dale 
5 , mit Rückſicht 
4 Namen ng en 0 an Haus⸗ auf den Ka⸗ 
Kataſters. und und nen Präſta⸗ beträgt nach] Steuer. eu 
Vornamen. 18 safe dem e a Arena 7 
5. 6. 75 
ED SED L... y ĩ d E USERS EB 2: Thlr. Rs pf. | Thlr. ſgr. pf. ] Thlr. far. pr. | Thlr. far. pf. 


10. Eduard Peters = 


7 


Summa. 


1 Jacob Müller . 6 15 — .110| =] — ag Dr BE BT En — 12 12 10 
2 Wilhelm Kr aue . 5 22 61 30 —— 4 — 20 — 3 1108 
3. Ert Schue 3 5 22 60 3011-1 — 20] 3 110 8 
4. Friedrich Weinlichc h. = 4 22 6 20 —— — 20— 2 710 
5. Gottfried Abbbl . 4 22 61 20 — — — 20—] 2710 
6. Peter Schneider. 5 2100 10——1 — 20— 1 | 3/11 
Ye Jacob Krauůe + 2 22 6 10 —[—I — 120-1 1 | 3111 
8. Friedrich Schuſter 5 ⸗ 222 BFH U NM 
9. Gottlieb Aben. 1 8 s 2 22 61 10 ——4 — 20 —[ 13/11 


8 


Schema II. 


der Gemeinde N. N. 
Jahr 184. a 


Die Spalte 6. und 7. berechnete 


Dad pro 18. 
Steuer erhöht A ift fonach an Steuer zu 
die Spalte 6. entrichten 
35 wird ermäßigt gr 3 r Bemerkungen. 
i Steuer um Jahre monatlich 
8. 9. 11. ö 
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Continuation. 


7 411 pro 18... 
Der Steuerpflichtigen iſt an Steuer zu entrichten: 
Folium 
5 Namen Woednart 7 Bemerkungen. 
Kataſters. und in e zuſammen | monatlich 
aus⸗ teuer. 
Vornamen. ee 
14. | 15. 16. 17. 
1. 2 3. Thlr. ſgr. pf. Thlr. ſgr. pf. Thlr. far. pf. Thlr. far. pf. 18. 


— — —R6ůöä—ä— n—äͤ—D—ÿ ämää— — — are — — — — —ę—ę— c — —ę— uBL: — 
Jacob Müller. N. N. 
Wilhelm Krauſe . 
Carl Schulze 


Friedrich Weinlich. - 


| In dieſer Kolonne 
find die etwa ein⸗ 
tretenden Namens⸗ 
Veränderungen der 
Steuerpflichtigen ein⸗ 
zutragen, nachdem 
der Name in Ko⸗ 
lonne 2. geſtrichen iſt. 


3 

4 

5 Gottfried Abel. 
6. Peter Schneider. 
Tr Jacob Kraufe.. . . 
8 Friedrich Schufter. . 
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Gottlieb Abel 
Eduard Peters 


* * 


1 
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an 
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Steuer. 
aa Pi | sn ET re KKK 21. 22. 
A 1 pf. A. 112 pf. L Thlr. far. pf. L Thlr. gr. pf. 23. 
Bemerkung. In gleicher Weiſe wird die Heberolle für die zwei 
folgenden Jahre aufgeſtellt 955 berichügt. Ausgeſtellt zu N. N. 
der 
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(Nr. 2514.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 27. September 1844., betreffend die Beſtrafung 
der der Kartelkonvention mit Rußland vom * Mai d. J. zuwider er⸗ 
folgenden Verheimlichung oder Fortſchaffung von De ſerteurs, reklamirten 


Militairpflichtigen und zur Auslieferung geeigneten Verbrechern. 


Ai Ihren Bericht vom 2. d. M. ſetze Ich nach Ihrem Antrage feſt, daß 
derjenige, welcher der Beſtimmung im Artikel 20. der Kartelkonvention mit 
Rußland vom * Mai d. J. zuwider einen Deſerteur, einen bereits reklamirten 
Militairpflichtigen oder einen zur Auslieferung geeigneten Verbrecher verbirgt 
oder demſelben nach anderen entfernten Gegenden forthilft, um ihn auf dieſe 
Weiſe der Auslieferung zu entziehen, mit der im 8. 35. Titel 20. Theil II. 
des Allgemeinen Landrechts verordneten Strafe belegt werden ſoll. Dieſe Be— 
ſtimmung iſt durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Sansſouci, den 27. September 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter Muͤhler, Frh. v. Buͤlow und 
Gr. v. Arnim. a N 


Berichtigung. 


Ji. dem durch die diesjaͤhrige Geſetzſammlung publizirten Revidirten Feuer⸗ 
Sozietaͤts⸗Reglement für die Städte der Kur- und Neumark vom 23. Juli 
1844. ift im §. 39. IV. h. Seite 345 Zeile 15 v. u. 

anſtatt „hoͤlzerne oder ausgefachte Umfaſſungswaͤnde“ 

phioͤlzerne oder unaus gefachte Umfaſſungswaͤnde, 

ferner im §. 113. Seite 359 Zeile 9 v. u. 

anſtatt „auf dieſe Fälle” 

auf dieſe Flaͤche, 

endlich, 


anſtatt des Seite 363 Zeile 9 v. u. aus dem älteren Reglement uͤber⸗ 
nommenen $. 39., der Seite 343 — 345 vorgedruckte $. 39. des revi⸗ 
dirten Reglements vom 23. Juli 1844., auf deſſen Wortlaut Seite 363 
ausdruͤcklich hingewieſen wird, 

zu leſen. 


